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Bundesministerium für 

öffentliche Wirtschaft und Verkehr 

Präsidialsektion 
GruppeVerkehrs-Arbeitsinspektorat 

A-1010 Wien, Am Hof 4 

. 12.953/2-6-1985 Pr. ZI ...................................................................................... . 
Dipl.lng. Poinstingl 

Sachbearb.: Dr. Hofmann 
Bine im Antwortschreiben die Zahl dieses 

Schreibens anführen. 

An die 
Parlamentsdirektion 
Dr. Karl Renner-Ring 3 

1017 Wie n 

Telefon: 63 77 47 Kl. 20, 21 

Gesetzentwurf 

zL .......................... i~? -GE/l9!. .. f 
Datum.d.E!..c~#Y. 
Verteilt.3.{:~~ . .f.f. ... .f.f4..~('f::L ... 

Betreff: Neufassung des 
Verkehrs-Arbeitsinspektionsgesetzes 

Vom Wirkungsbereich der Arbeitsinspektion sind gemäß § 1 
Arbeitsinspektionsgesetz die der "Aufsicht der Verkehrs­
Arbeitsinspektion unterstehenden Betriebe" ausgenommen. 
Die Arbeitsinspektion in diesen Betrieben ist im Verkehrs­
Arbeitsinspektionsgesetz 1952 geregelt. 

Dieses Bundesgesetz wurde 1952 in enger Anlehnung an das 
damals noch in Geltung stehende Ar-beitsinspektionsgesetz 1947 
erlassen. Seither wurde es viermal novelliert, wobei nur der 
zweiteh Novelle (BGBI. 80/1957) sachlich größere Bedeutung 
zukommt. Anlaß war damals die terminologische Anpassung an 
das Eisenbahngesetz 1957, gleichzeitig wurden eine Kosten­
verrechnung ermöglicht, die Rechtshilfeverpflichtung aus­
gebaut und die Verschwiegenheitspflicht der Verkehrs-Arbeits­
inspektoren statuiert. Vorbild bot offenbar das zu diesem 
Zeitpunkt nach fünfmaliger Novellierung neu kundgemachte 
Arbeitsinspektionsgesetz 1956. Inzwischen wurde aber auch 
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dieses Gesetz durch das Arbeitsinspektionsgesetz 1974 ersetzt, 
wobei insbesondere die durch das Arbeitnehmerschutzgeset2 1972 
entstandene Rechtslage berücksiChtigt wurde. 

Das Verkehrs-Arbeitsinspektionsgesetz hat diese Entwicklung 
nicht mitgemacht. In den vergangenen 33 Jahren haben sich 
jedoch verschiedene Umstände soweit geändert, daß eine 
Anpassung des Gesetzes im In~eresse des Arbeitnehmerschutzes . 
geboten erscheint. 

Nicht nur die Anzahl der der Verkehrs-Arbeitsinspektion unter­
liegenden Betriebe ist in den vergangenen 33 Jahren größer 
geworden, insbesondere Seilbahnen, Luftfahrt, U-Bahnen, Anschluß­
bahnen, auch die Betriebe selbst haben durch Übernahme ver­
schiedener verkehrsfremder Agenden strukturelle Veränderungen 
erfahren. Dabei sind im Schnittpunkt der Aufsichtskompetenzen 
etliche Freiräume entstanden, in denen der gesetzliche Schutz 
der Arbeitnehmer keiner Aufsicht unterliegt. Exakte Ab-
grenzungen zur allgemeinen Arbeitsinspektion zu schaffen und 
damit zu gewährleisten, daß die Arbeitnehmer bei allen ihren 
beruflichen Tätigkeiten des gesetzlichen Arbeitnehmerschutzes 
teilhaft werden. ist ein wesentliches Anliegen dieses Entwurfes. 

Darüber hinaus gilt es, das Gesetz den Erfordernissen des 
Arbeitnehmerschutzes, wie er durch das Arbeitnehmerschutzgesetz 19~ 

mit den darauf fußenden Verordnungen statuiert wird, anzupassen. 

Die Einzelheiten des vorliegenden Gesetzesentwurfes wären den 
beiliegenden Erläuterungen zu entnehmern, die sich mit Aus-
nahme jener zu § 11 Abs. I ausschließlich auf die Änderungen 
gegenüber dem bisherigen Gesetzestext beziehen. 

Die Erläuterungen zu § 11 Abs. 1, der selbst nicht geändert 
wurde. erscheinen als eine notwendige Interpretation des 
Begriffes "Sachen, die den Schutz der Arbeitnehmer berühren" 
erforderlich. 

Das Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und Verkehr 
übermittelt in der Beilage den gegenständlichen Gesetzes­
entwurf mit der Bitte um Stellungnahme bis 

1. August 1985 

151/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)2 von 49

www.parlament.gv.at



1 

• 

- 3 -

Sollte bis zum angegebenen Termin eine do. Stellungnahme 
nicht einlangen, darf angenommen werden, daß der Gesetzes­
entwurf keinen Anlaß zu Bemerkungen gibt. 

Wien, 30. April 1985 
Für den Bundesminister: 

o r. Hez i na 

Für die Richtigkeit 
der Au?fertigung: 

; . 
j/;' f' , 

/ ,J • .../ir __ ?../-, 
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VORBLATT 

Problem: 

Novellierung des seit über 30 Jahren praktisch unverändert in 
Geltung stehenden Verkehrs-Arbeitsinspektionsgesetzes. Berück­
sichtigung der sich aus dem Arbeitnehmerschutzgesetz 1972 er­

gebenden Neuerungen auf diesem Sektor. Exaktere Abgrenzung der 

Arbeitnehmerschutzbereiche~ wenn Eisenbahn-~ Luftfahrt- und Schiff­
fahrtsunternehmen neben ihren Verkehrsaufgaben eine gewerbliche 
Tätigkeit entfalten . 

Ziel: 

Weitere Verbesserung des Arbeitnehmerschutzes bei deri Verkehrs­
unternehmen. 

Kosten: 

Die Neufassung des Gesetzes ist personal- und sachkostenneutral. 

Infolge des überganges von Verhandlungs- zu Amtshandlungskosten ist 
eine geringfügige Mehreinnahme bei den Kommissionsgebühren zu er­
warten. 
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Bundesgesetz vom 

(VerkArbIG 1985) 

Entwurf 

Verkehrs-Arbeitsinspektionsgesetz 

........... übe r die Ve rk ehr s - A rb e i t s ins pe k t ion 

Wirkungskreis der Verkehrs-Arbeitsinspektion 

§ 1. Die Wahrnehmung des gesetzlichen Schutzes der 

Arbeitnehmer (Lehrlinge) obliegt dem Bundes­

ministerium für öffentliche Wirtschaft und Verkehr, 

Verkehrs-Arbeitsinspektorat, im folgenden nur als 

11 Ve rk eh rs - A rb ei tin s pe k t 0 ra t 11 be z e ich n e t : 

1.a) bei den Eisenbahnunternehmen, die den Be­

stimmungen des Eisenbahngesetzes. BGB1.Nr. 

60/1957, unterliegen, einschließlich deren 

Kraftfahrbetrieben, 

b) bei all e n T ä t i g k ei te n, die von Eis e n ba h nun te r­

nehmen" selbst ausgeführt werden, soweit sie 

nicht Gegenstand eines Bergwerkes, eines gewerb-

1 ich e n 0 der ein e s 1 an d - und f 0 rs t wirt s c ha f t­

lichen Betriebes sind, 

c) bei Schlaf- oder Speisewagenunternehmen, inso­

weit deren Tätigkeit bei oder in Zügen durchge­

führt wird und bei sonstigen Unternehmen, inso­

weit deren Tätigkeit in Zügen durchgeführt wird; 

2. bei der Post- und Telegraphenverwaltung und deren 

Kraftfahrbetrieben einschließlich der Neben- und 

Hilfsbetriebe ohne Rücksicht darauf, ob dte Tätig­

keit der Hoheits- oder der Privatwi rtschafts­

verwaltung zuzurechnen ist, 

a) bei allen Arbeiten, die von der Post- und 

Telegraphenverwaltung in eigener Regie 

ausgeführt werden und 
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b) bei allen Betrieben, auch wenn sie nicht von 

der Post- und Telegraphenverwaltung in eigener 

R e g i e g e f ü h rt wer den, s ich j e d 0 chi n der e n 

Gebäuden oder auf deren Grundstücken befinden 

und für ihre oder ihrer Bediensteten Zwecke 
tätig sind; 

3. bei der Radio Austria AG und den von dieser 

unterhaltenen Neben- und Hilfsbetrieben sowie 

bei der österreichischen Fernmeldetechnischen 

Entwicklungs- und Förderungsgesellschaft (öFEG); 

4. bei der Schiffahrt (Binnen- und Seeschiffahrt) 

a) bei all e n Sc h i f f a h rt s u n te rn eh me nun d von 

diesen in eigener Regie ausgeführten Arbeiten 

sowie bei allen Lehranstalten zur Ausbildung 
von Schiffsführern, 

b) hinsichtlich aller Schiffe, schwimmenden 

Anlagen und Geräte sowie von dort ausge­

führten Arbeiten, insbesondere Taucherarbeiten, 

c) bei allen Betrieben, soweit von diesen 

A rb e i t end u r c h ge f ü h rt 0 der A n 1 a gen be tri e ben 

werden, die einer Bewilligung nach dem 

Schiffahrtsanlagengesetz bedürfen; 

5. bei der Lu f t f a h rt 

a) auf allen Luftfahrzeugen, 

b) bei allen Luftverkehrsunternehmen, Zivilflug­

plätzen und Zivilluftfahrerschulen einschließ­

lich von Hilfsbetrieben, insbesondere von 

Kraftfahrbetrieben und bei allen von diesen 

'-8 e tri e ben i n ei gen e r Re gi e aus 9 e f ü h rt e n 
Arbeiten, 
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c) hinsichtlich der von Unternehmen, die der 

Luftfahrt dienen, auf Luftfahrtgeländen ausge­
führten Tätigkeiten, sofern hiefür eine Be­

willigung gemäß dem Luftfahrtgesetz erforder­
lich ist; 

§ 2. Betriebe, Anlagen und Verkehrsmittel der Gebiets­

körperschaften unterliegen den Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes, wenn die Voraussetzungen gemäß § 1 
gegeben sind. 

Aufgaben und Befugnisse des 
Verkehrs-Arbeitsinspektorates 

§ 3. (1) Das Verkehrs-Arbeitsinspektorat hat im Rahmen 

seines Wi rkungskreises durch seine hiezu er­
mächtigten Organe (Verkehrs-Arbeitsinspektoren) 

die Einhaltung der zum Schutz der Arbeitnehmer 
erlassenen Vorschriften und behördlichen Ver­

fügungen zu überwachen, insbesondere soweit diese 
betreffen: 

a) den Sc hut z des Leb e n s, der Ge s und h e i tun d- der 
Sittlichkeit der Arbeitnehmer; 

b) die V e rwe nd u n g der A rb e i t ne h me r, die A rb e i t s -

z e i t, die A rb e i t s pa u sen, die Na c h t ru he ( Na c h t -
a rb e i t ), die S 0 n n - und F eie rt a g s ruh e und den 
Urlaub; 

c) die Verwendung von jugendlichen und weiblichen 
Arbeitnehmern; 

d) die Ausbildung der Lehrlinge und jugendlichen 
Arbeitnehmer; 

e) die Gehalts- und Lohnzahlung, die Arbeits­
ordnungen (Betriebsvereinbarungen) und 
K olle k t i v ve rt r ä ge • 
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(2) Die Verkehrs-Arbeitsinspektoren haben die Leiter 

der Betriebe (Dienststellen) bei Erfüllung ihrer 
Pflichten gegenüber den Arbeitnehmern zu unter­

stützen. Sie haben die Leiter der Betriebe (Dienst­
stellen) und die Arbeitnehmer bei sich bietender 

Gelegenheit über die Notwendigkeit und den 
Gebrauch von Schutz vorkehrungen und über die Be­

deutung von Maßnahmen der Gesundheitsvorsorge, der 
Ergonomie und der Unfallverhütung im Betriebe zu 

bel ehre n. 
Wenn es die Wahrnehmung des Arbeitnehmerschutzes 

in einem Betrieb erfordert, so kann das Verkehrs­
Arbeitsinspektorat verlangen, daß es zu Sitzungen 

der Sicherheitsausschüsse oder des zentralen 
Sicherheitsausschusses gem. § 23 Arbeitnehmer-

sc hut z ge set z gel ade n wird. 

(3) Die Verkehrs-Arbeitsinspektoren sollen durch Ver­

mittl ung zwi schen den Interessen der Arbeitgeber 

und der Arbeitnehmer das Vertrauen beider Teile ge­
winnen und bei Streitigkeiten im Betrieb zur 

Wiederherstellung des guten Einvernehmens bei­

tragen. Sie haben sich bei ihrer Tätigkeit der Mit­
arbeit der Organe der im Betrieb errichteten 

Betriebsvertretungen zu bedienen. Die Betriebsver­

tretungen haben wahrgenommene Mängel hinsichtlich 

der Einhaltung von Vorschriften über den Arbeit­

nehmerschutz dem Verkehrs-Arbeitsinspektorat zur 
Kenntnis zu bringen; erforderlichenfalls haben. sie 

eine Revision des Betriebes zu beantragen. 

(4) Das Verkehrs-Arbeitsinspektorat hat bei Durch­
führung seiner Aufgaben auf ständige Zusammen­

arbeit mit den gesetzlichen Interessensver­
tretungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer 

Bedacht zu nehmen. 
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Das Verkehrs-Arbeitsinspektorat hat in der Regel 

einmal jährlich in Angelegenheiten seines 

Aufgabenbereiches Aussprachen mit den 
I nt e res sen s ve rt re tun gen der A rb ei t ge be run d der 

Arbeitnehmer abzuhalten. 

(5) Das Verkehrs-Arbeitsinspektorat hat im Rahmen 
seines Wirkungskreises auf die Weiterentwicklung 

des Arbeitnehmerschutzes zu achten und nötigen­

falls hiefür notwendige Veranlassungen zu treffen. 
Zu diesem Zweck hat es auch die Durchführung ein­
schlägiger Untersuchungen durch hiefür geeignete 

Pers 0 ne n 0 der Ein r ich tun gen zu ver a n 1 ass e n 0 der zu 

u nt e rs t ü tz e n • 

(6) Zur Wahrnehmung der A~fgaben, welche das Verkehrs­

Arbeitsinspektorat auf dem Gebiet der Arbeits­
medizin, der Arbeitshygiene, der Arbeitsphysio­

logie und der Verhütung von Berufskrankheiten zu 
erfüllen hat, ist beim Verkehrs-Arbeitsinspektorat 

ein ärztlicher Dienst einzurichten. 

§ 4. Das Verkehrs-Arbeitsinspektorat darf, soweit in 

anderen Gesetzen ni cht anderes angeordnet wi rd, mit 
Aufgaben, die seinem Wirkungskreis fremd sind, 

nicht betraut werden. 

Besichtigung von Anlagen 

§ 5. (1) Die Verkehrs-Arbeitsinspektoren sind befugt, die 

Betriebsräume, Arbeitsstellen und Aufenthalts­
räume der Arbeitnehmer sowie die vom Betriebsin­

haber den Bediensteten beigestellten Wohnräume, 
Unterkünfte und Anlagen von Wohlfahrtseinrich­

tungen jederzeit zu betreten und zu besichtigen. 

I 

/1" ! l~~ 
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( 2) Bei ein erB e s ich t i gun g hat der Ver k ehr s - A rb e i t s·­

inspektor den Leiter des Betriebes (der Dienst­

stelle) oder dessen Beauftragten von seiner An­
wesenheit in Kenntnis zu setzen und sich auf Ver­
langen durch einen vom Bundesminister für 

ö f f e nt 1 i c he Wirt s c h a f tun d Ve rk ehr aus 9 e s tel 1 t e n 
Dienstausweis auszuweisen. 

(3) Dem Leiter des Betriebes (der Dienststelle) steht 
es frei, den Verkehrs-Arbeits; nspektor bei der 

Besichtigung zu begleiten. Auf Verlangen des Ver­

kehrs-Arbeitsinspektors ist er hiezu ver­

pflichtet. 
(4) Eine Verständigung des Leiters des Betriebes (der 

Dienststelle) oder seines Beauftragten kann unter­
bleiben, wenn eine solche Verständigung nach An­

sicht des Verkehrs-Arbeitsinspektors die Wirksam­
keit der Kontrolle be~inträchtigen könnte. 

(5) Die Verkehrs-Arbeitsinspektoren haben den Besich­

tigungen die Organe der Betriebsvertretung beizu­
ziehen. 

Einvernahme von Personen und 

Einsicht in Urkunden 

§ 6. (1) Die Verkehrs-Arbeitsinspektoren sind befugt, den 
Lefter des Betriebes (der Dienststelle) und die im 

Betrieb beschäftigten Arbeitnehmer über alle Um­
stände ei nzuvernehmen, die ihren Wi rkungsbereich 

berühren, beziehungsweise darüber schriftliche Aus­

künfte zu verlangen. Die Einvernahmen haben tun­
lichst ohne Störung des Betriebes zu erfolgen. 
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(2) Der Leiter des Betriebes (der Dienststelle) ist 
verpflichtet, den Verkehrs-Arbeitsinspektoren auf 

Verlangen alle Urkunden, die sich auf die Betriebs­

anlagen und Betriebsmittel sowie auf die in § 5 
Abs. 1 erwähnten Räume und Einrichtungen beziehen, 

samt den dazugehörigen Plänen, Zeichnungen, Be­

triebsvorschriften und dergleichen zur Einsicht 

vorzulegen. Dies gilt auch hinsichtlich der Arbeit­
nehmerverzeichnisse, der Arbeitsordnungen, der 

Kollektiv- und Einzelverträge, der Lehrverträge 

und der Lohn(Gehalts)- und Urlaubslisten sowie der 

Unterlagen über Arbeitsstoffe und Arbeitsver-
fa h re n. 

Durchführung von Untersuchungen 

§ 7 (1) Die Verkehrs-Arbeitsinspektoren sind zur Beur­
teilung der Notwendigkeit und der Wirksamkeit von 

Vorkehrungen zum Schutz des Lebens und der Gesund­

h e i t der A rb e i t ne h m erb e re c h t i g t, die h i e z u e r­

forderlichen Maßnahmen selbst zu treffen. Es sind 
dies vor allem die Durchführung von Messungen und 

Untersuchungen an den Arbeitsplätzen oder an 

sonstigen Stellen im Bereich des Betriebes oder 
der auswärtigen Arbeitsstellen. 

(2) Wenn nach Ansicht des Verkehrs-Arbeitsinspektors 

die Verwendung eines Arbeitsstoffes oder Arbeits­
mittels die Arbeitnehmer gefährdet, ist er be­
rechtigt, eine Probe im unbedingt erforderlichen 
Ausmaße zu entnehmen und deren fachliche Unter­

suchung durch eine hiezu befugte Anstalt zu veran-
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lassen. Wenn nach Ansicht des Verkehrs-Arbeits­
inspektors für die Arbeitnehmer bereitgestelltes 
Trinkwasser oder im Bet~ieb an die Arbeitnehmer 
verabreichte Lebensmittel die Gesundheit gefähr­
den, hat er der zuständigen Bezirksver­
waltungsbehörde Anzeige zu erstatten. 

(3) DasVerkehrs-Arbeitsinspektorat ist, soweit dies 
zur Wahrnehmung seiner Aufgaben notwendig ist, be­
rechtigt, von den Erzeugern oder Vertreibern 
von Arbeitsstoffen oder sonstigen Stoffen, die bei 
Arbeitsvorgängen verwendet oder angewendet werden, 
Auskunft über die Zusammensetzung dieser Stoffe zu 
verlangen. Erzeuger und Vertreiber sowie deren Be­
auftragte sind verpflichtet, die verlangten Aus­
künfte zu erteilen. 

Feststellung und Anzeige von übertretungen 

§ 8. (1) Stellt ein Verkehrs-Arbeitsinspektor eine über­
tretung einer Vorschrift zum Schutz der Arbeit­
nehmer fest, so hat er dem Leiter des Betriebes 
( der Die n s t s tel 1 e) den Auf t rag z u e rt eil e n, u n ver­
züglich den den geltenden Vorschriften und behörd­
lichen Verfügungen entsprechenden Zustand herzu­
stellen. Wenn diesem Auftrag nicht entsprochen 
wi rd, hat das Verkehrs-Arbeitsinspektorat die An­
zeige an die zuständige Verwa1tungsbehörde zu er­
statten, falls die Anzeige nicht bereits anläß­
lieh der- Feststellung der übertretung erstattet 
wurde. 
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(2) Mit der Anzeige kann auch ein Antrag hinsichtlich 
des Strafausmaßes gestellt werden. 

(3) Die zust~ndige Verwaltungsbehbrde hat nach Ein- \ 

langen der Anzeige ohne Verzug, auf jeden Fall je­
d 0 c h vor Ab 1 auf von 1 4 Tag e n, das S t ra f v e rf a h ren 
einzuleiten; gelangt die Verwaltungsbehbrde im 
Zug e des E rm i t t 1 u n g s v e rf a h ren s z u der Ans ich t , 
daß das Strafverfahren einzustellen oder eine 
niedrigere Strafe, als vom Verkehrs-Arbeits­

inspektorat beantragt wurde, zu verh~ngen ist, so 
hat sie vor Einstellung des Strafverfahrens be­
ziehungsweise vor F~llung des Erkenntnisses dem 
Verkehrs-Arbeitsinspektorat Gelegenheit zur 

Stellungnahme zu geben. Eine Ausfertigung des er­
lassenen Bescheides ist dem Verkehrs-Arbeits­
inspektorat zuzustellen. 

(4) Die Bestimmungen der Abs. 2 und 3 finden keine An­

wendung auf Betriebe des Bundes, der Bundesl~nder 
(Stadt Wien), der Bezirke und Gemeinden. Wird in 
solchen Betrieben eine übertretung einer Vor­
schrift zum Schutz der Arbeitnehmer festge­

stellt, so hat die zust~ndige Verwaltungsbehbrde 
nach Einlangen des Antrages des Verkehrs-Arbeits­
inspektorates ohne Verzug, auf jeden Fall vor Ab­
lauf von 14 Tagen, das Ermittlungsverfahren einzu­
leiten und beschleunigt abzuschließen. 

An t r ä g e und Ve rf ü gun gen 

§ 9. (1) Wenn das Verkehrs-Arbeitsinspektorat der Ansicht 
ist, daß in einem Betrieb Vorkehrungen zum Schutz 
des Lebens, der Gesundheit oder der Sittlichkeit 
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der Arbeitnehmer erforderlich sind, so hat es, 

wenn die gesetzlichen Voraussetzungen für eine ent­

sprechende behördliche Verfügung gegeben sind, bei 
der zuständigen Verwaltungsbehörde die Erlassung 
einer solchen Verfügung zu beantragen, es sei 

denn, daß der Betriebsinhaber (Leiter der Dienst-

s tel 1 e) der Auf f 0 rd e ru n 9 des Ve rk e h rs - A rb ei t s -
inspektorates Abhilfe zu schaffen, entspricht. 

(2) Die Verwaltungsbehörde hat nach Einlangen des An­

trages des Verkehrs-Arbeitsinspektorates ohne Ver­

zug, auf jeden Fall jedoch vor Ablauf von 14 

Tag e n, das E rm i t t 1 u n g sv e rf a h re n ein zu 1 ei te nun d be­
schl eunigt abzuschl ießen. 

(3) Wenn ein Verkehrs-Arbeitsinspektor anläßlich einer 

Besichtigung (§ 5) findet, daß der Schutz der 

Arbeitnehmer sofortige Maßnahmen erfordert, so hat 
erd i e e rf 0 rd e r 1 ich e n Ve rf ü gun gen sc h r i f tl ich 

selbst zu treffen; eine Abschrift der Verfügung 

ist der Verwaltungsbehörde und der Betriebsver­
tretung zuzustellen. Diesen Verfügungen kommt die 
gleiche Wi rkung zu wie den von der an sich zu­

ständigen Verwaitungsbehörde (Abs. 1) erlassenen 
Bescheiden. Gegen eine solche Verfügung kann 

binnen zwei Wochen Vorstellung erhoben werden, die 

beim Verkehrs-Arbeitsinspektorat einzubringen ist. 
Der Vorstellung kommt keine aufschiebende Wirkung 

zu. Das Verkehrs-Arbeitsinspektorat hat binnen 
zwei Wochen entweder die Verfügung aufzuheben oder 
die Vorstellung an die zuständige Behörde weiter­
zuleiten, die binnen zwei Wochen nach ihrem Ein­

langen das Ermittlungsverfahren einzuleiten hat. 
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Zuziehung von Sachverständigen 

§ 10 •. Wenn nach Ansicht eines Verkehrs-Arbeitsinspektors 

die Gesundheit der Arbeitnehmer eines Betriebes durch 
die Art ihrer Verwendung, durch ein Betriebsverfahren 

oder durch eine Betriebseinrichtung gefährdet er-

sc h ein t, hat die z u s t ä nd i ge Ve rwa 1 tun g s b eh Ö rd e auf An -

trag des Verkehrs-Arbeitsinspektorates den erforder­
lichen Untersuchungen besondere Sachverständige beizu-

. ziehen. In Fällen, die keinen Aufschub gestatten, 

sind die Verkehrs-Arbeitsinspektoren unter gleich­

zeitiger Verständigung der zuständigen Verwaltungsbe­
hörden berechtigt, Sachverständige beizuziehen. 

Anhörung des Verkehrs-Arbeitsinspektorates 

§ 11. (1) Die Verwaltungsbehörden haben in Sachen, die den 
Schutz der Arbeitnehmer berühren, dem Verkehrs­

Arbeitsinspektorat vor Erlassung des Bescheides 
Gelegenheit zur Äußerung und Antragstellung zu 

geben. Das Verkehrs-Arbeitsinspekt·orat ist be­

rechtigt, an dem Ermittlungsverfahren teilzu­

nehmen; es ist zur Teilnahme an der mündlichen 

Verhandlung, die in dem Ermittlungsverfahren 
s tat t f i nd e t, zu 1 ade n. Hat das Ve rk ehr s - A rb e i t s -

i nspektorat an der Verhandl ung ni cht .teil ge­
nommen, so sind ihm die Verhandlungsakten auf 
Verlangen, das binnen zwei Wochen nach dem Ver­
handlungstage gestellt werden kann, vor Erlassung 
des Bescheides zur Stellungnahme zu übermitteln. 
Das Verkehrs-Arbeitsinspektorat hat seine 
Stellungnahme ohne Verzug, auf jeden Fall jedoch 

vor Ablauf von zwei Wochen, unter Rückstellung 
der Verhandlungsakten abzugeben. 
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( 2) Wird den Vor sc h r i f te n des Ab s . 1 i m Ve rf a h re n 
erster Instanz nicht entsprochen, so hat im Falle 
der Berufung die Berufungsbehörde vor Erlassung 
ihres Bescheides die Äußerung und Antragstellung 
des Verkehrs-Arbeitsinspektorates einzuholen. 

(3) Für die Kosten, die dem Verkehrs-Arbeits­
inspektorat durch die Teilnahme am Ermittlungs­
verfahren außerhalb des Dienstsitzes erwachsen, 
sind von den die Amtshandlung führenden 
Verwaltungsbehörden Kommissionsgebühren gem. § 77 
(5) AVG einzuheben. 

Berufung des Verkehrs-Arbeitsinspektorates 

§ 12. (1) In den Fällen der §§ 8 Abs. 3, 9 Abs. 1 und 11 
Abs. 1 steht dem Verkehrs-Arbeitsinspektorat, so­
fern eine Berufung nicht ausgeschlossen ist, 
gegen Bescheide der zuständigen Verwaltungsbe­
hörden die Berufung zu, wenn der Bescheid dem vom 
Verkehrs-Arbeitsinspektorat gestellten Antrag 
oder der abgegebenen Stellungnahme nicht ent­
spricht. Dem Verkehrs-Arbeitsinspektorat steht in 
den Fällen des § 11 Abs. 1 die Berufung auch dann 
zu, wenn ihm vor Erlassung des Bescheides nicht 
Gelegenheit zur Äußerung und Antragstellung ge­

geben wurde. 
(2) Gegen Bescheide von Verwaltungsbehörden, die in 

letzter Instanz ergangen sind, ist das Verkehrs­
Arbeitsinspektorat berechtigt, wegen Rechtswidrig­
keit Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof zu 

e rh e ben. 
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Verfahrenssonderbestimmungen 

§ 13. (1) Das Verfahrendes Verkehrs-Arbeitsinspektorates 

hinsichtlich der Post- und Telegraphenverwaltung 
richtet sich nach den geltenden Dienstvor­

schriften. Die Vorschrift des § 9 Abs. 3 erster 
Satz findet Anwendung. 

( 2 ) Bei der E r 1 ass u n go der Änderung von 0 i e n s t v 0 r­
schriften, die den Arbeitnehmerschutz berühren, 

ist dem Verkehrs-Arbeitsinspektorat Gelegenheit 
zur Äußerung und Antragstellung zu geben. 

Rechtshilfe 

§ 14. (1) Alle Behörden unddie gesetzlichen Interessenver­

tretungen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer haben 
das Verkehrs-Arbeitsinspektorat bei Erfüllung 

sei ne r ·A u f gab e n zu u n te rs t ü tz e n • Sie s i nd ve r­
pflichtet, alle Anfragen des Verkehrs-Arbeits­

inspektorates unverzüglich zu beantworten. 
(2) Die zuständigen Behörden sind verpflichtet, das 

Verkehrs-Arbeitsinspektorat von Neuerrichtungen 
von Betrieben, auf die dieses Bundesgesetz An­

wendung findet, und von jenen Veränderungen in 
solchen Betrieben, die für den Arbeitnehmerschutz 

von Bedeutung sind, zu verständigen. 
(3) Die zur Wahrung der öffentlichen Sicherheit be­

rufenen Behörden sind verpflichtet, jeden ihnen 
zur Kenntnis gelangten schweren oder tödlichen 

Arbeitsunfall in Betrieben, auf die dieses Bundes­
-gesetz Anwendung findet, dem Verkehrs-Arbeits-

inspektorat unverzüglich anzuzeigen. 
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(4) Die Kapitäne von Seeschiffen sind verpflichtet, 

all e sc h w e re n 0 der t öd 1 i c he n A rb ei t s u n f ä 1 1 e auf 

Schiffen, auf die dieses Bundesgesetz Anwendung 

findet, dem Verkehrs-Arbeitsinsp.ektorat unverzüg­
lich anzuzeigen. 

Zusammenarbeit mit den Trägern 

der Sozialversicherung 

§ 15. (1) Die Träger der Sozialversicherung haben das Ver­

kehrs-Arbeitsinspektorat bei der Erfüllung seiner 
Aufgaben zu unterstützen. 

(2) Die Träger der Unfallversicherung sind ver­

pflichtet, das Verkehrs-Arbeitsinspektorat von 
Unfällen größeren Ausmaßes unverzüglich zu 

benachrichtigen und ihm Einsicht in die Anzeigen, 

Krankengeschichten und andere Unterlagen zu ge­

währen. Die Sozialversicherungsträger sind ver­

pflichtet, das Verkehrs-Arbeitsinspektorat von 

den Untersuchungen, die sie über Berufser­
krankungen anstellen, zu verständigen. 

(3) Das Verkehrs-Arbeitsinspektorat hat in Angelegen­

heiten des Arbeitnehmerschutzes, insbesondere der 

Unfallverhütung, auf ständige Zusammenarbeit mit 

den in Betracht kommenden Trägern der Sozialver­
sicherung Bedacht zu nehmen. 

(4) An Betriebsbesichtigungen des Verkehrs-Arbeits­

inspektorates haben sich die Träger der Sozial­
versicherung auf Verlangen des Verkehrs-Arbeits­
inspektorates nach Tunlichkeit durch Entsendung 
von fachkundigen Organen zu beteiligen. Die 

K 0 s t-e n, die aus der, T eil nah me ans 0 1 c h e n B e tri e b s -
besichtigungen erwachsen, sind von den Trägern 
der Sozialversicherun,g zu tragen. 

/, ~. 
II'/'I 151/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)18 von 49

www.parlament.gv.at



- 15 -

(5) Die Träger der Sozialversicherung können beim Ver­

kehrs-Arbeitsinspektorat die Vornahme von Be­

triebsbesichtigungen beantragen, wenn nach ihrer 

Ansicht in einem Betrieb Maßnahmen im Interesse 

ei nes wi rksamen Gesundheitsschutzes oder der Un­

fa 1 1 ve rh ü tu ng e rf 0 rd er 1 ich e rs c he i ne n. Zu sol c h e n 

Betriebsbesichtigungen hat dasVerkehrs-Arbeits­

inspektorat Organe des antragstellenden Trägers 

der Sozialversicherung beizuziehen. Das Verkehrs­

A rb ei t s ins pe k tor at ist ve rp fl ich t e t, i n ne rh alb 

von zwei Wochen nach Einlangen des Antrages des 

Sozialversicherungsträgers den Zeitpunkt der Be­

triebsbesichtigung festzulegen. 

§ 16. Organe von Trägern der Sozialversicherung, die an Be­

triebsbesichtigungen (§ 15 Abs. 4 und 5) teilnehmen, 

unterliegen der den Verkehrs-Arbeitsinspektoren auf­

erlegten Verschwiegenheitspflicht (§ 18). Die Straf­

bestimmungen des § 21 gelten sinngemäß. 

Berichte 

§ 17. Der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und 

Verkehr hat dem Nationalrat alle zwei Jahre einen 

Bericht über die Tätigkeit und die Wahrnehmungen des 

Verkehrs-Arbeitsinspektorates auf dem Gebiet des 

Arbeitnehmerschutzes vorzul egen.· 

Besondere Pflichten der Verkehrs-Arbeitsinspektoren 

§ 18. (1) Die Verkehrs-Arbeitsinspektoren sind ver-

p f 1 ich t e t, übe r all e ihn e n bei Aus ü b u n g ihre s 
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Dienstes bekanntgewordenen Gesch~fts- und Be­

triebsgeheimnisse, insbesondere Uber die ihnen 
als geheim bezeichneten Einrichtungen, Ver-

fahren und EigentUmlichkeiten der Betriebe, 
s t re n g s t e Ver sc h wie gen h e i t zu be 0 b ach te n. An 

diese Verschwiegenheitspflicht, deren ErfUl1ung 

die Verkehrs-Arbeitsinspektoren zu geloben haben, 

sind sie auch im Verhältnis außer Dienst, im Ruhe­

stand sowie nach Auflösung des Dienstverh~lt­
nisses gebunden. 

(2) Die Verkehrs-Arbeitsinspektoren haben die Quelle 

jeder Beschwerde Uber bestehende M~ngel oder über 
eine Verletzung der gesetzlichen Vorschriften als 
unbedingt vertraulich zu behandeln und dUrfen 

weder dem Leiter des Betriebes (der Dienststelle) 

noch seinem Beauftragten andeuten, daß eine Be­

sichtigung durch eine Beschwerde veranlaßt worden 
ist. 

§ 19. Die Verkehrs-Arbeitsinspektoren dUrfen ein Unter­

nehmen, das der Verkehrs-Arbeitsinspektion unter­

liegt, weder auf eigene noch auf fremde Rechnung be­

treiben noch an einem solchen Unternehmen beteiligt 
sei n. 

Strafbestimmungen 

§ 20. (1) vJer vors~tzlich die Organe .des Verkehrs-Arbeit.s­
inspektorates in der AusUbung ihres Dienstes be­
hi ndert oder die ErfUll ung ihrer Aufgaben ver­
eitelt, ist, wenn die Handlung nicht einer 

strengeren Strafe unterliegt, von der Bezirksver­
waltungsbehörde mit Geld bis zu S 15.000,-- zu be­
strafen. 

151/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)20 von 49

www.parlament.gv.at



.. 

- 17 -

( 2) Wer die Ve rp f 1 ich tun g na c h § 7 Ab s. 3 die ses 

Gesetzes, dem Verkehrs-Arbeitsinspektorat auf Ver­

langen Auskunft nach dieser Bes~immung zu geben, 
ni c h t e nt s p r ich t, ist von der Be z i rk s ve rwa 1 tun g s -
behörde mit Geld bis zu S 15.000,-- zu bestrafen. 

(3) Die Vorschriften des Abs. 1 finden in den im § 8 

Abs. 4 genannten Betrieben keine Anwendung. 

§ 21. Ein Organ des Verkehrs-Arbeitsinspektorates, das 

während der Dauer seines Dienstverhältnisses (Ruhe­

standsverhältnisses) oder nach Auflösung des Dienst­
verhältnisses ein ihm bei Ausübung des Dienstes 

bekanntgewordenes oder als solches bezeichnetes 

Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis verletzt oder es 

zu seinem oder eines anderen Vorteil verwertet, wird 

nach den strafrechtlichen Bestimmungen verfolgt. 

Schlußbestimmungen 

§ 22. Die Genehmigung von Ausnahmen von den bestehenden 
Arbeitszeitvorschriften obliegt dem Verkehrs-Arbeits­

inspektorat. 

Außerkrafttreten von Vorschriften 

§ 23 Mit dem Inkraftreten dieses Gesetzes tritt das Ver­

kehrs-Arbeitsinspektionsgesetz 1952 in der Fassung der 
Bundesgesetze vom 13. März 1957, BGB1.Nr. 80, vom 

30. Mai 1972, BGBl.Nr. 234, vom 19. März 1981, 
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BGB1.Nr. 174 und vom 8. November 1984, BGB1.Nr. 449 

außer Kraft. 

V,O 1 1 z i e h u n 9 

§ 24 Mit d€r Vollziehung dieses Bund€sgesetzes ist der 

Bundesminister für öffentliche .Wirtschaft und Verkehr 
b et raut. 
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Erläuterungen 

Zu § 1 Z 1 b): 

Durch die Neufassung soll die Zuständigkeit des Verkehrs-Arbeits­
inspektorates exakter definiert werden. Gewisse Probleme gibt es 

bei Anschlußbahnen, die zwar gemaß § 7 Eisenbahngesetz Eisenbahnen 

sind, deren Arbeitnehmer aber, insbesondere bei kleineren Anlagen, 
einerseits im Rahmen des Eisenbahnbetriebes, andererseits im Rahmen 
ihrer sonstigen beruflichen Tätigkeit beschäftigt werden. 

Zum Eisenbahnbetrieb gehören u.a.: Bewegen des Eisenbahnfahrzeuges, 
Kuppel n, Sicherung stillstehender Fahrzeuge, Bedienen von Weichen 
usw., Erhalten der Eisenbahnanlagen. 

Zur sonstigen beruflichen Tätigkeit gehören u.a.: 

Entladen und Reinigen von Güterwagen, Erhaltung und Erneuerung von 

Anlagen im Gleisbereich, die jedoch keine Eisenbahnanlage gern. § 10 

Eisenbahngesetz sind und für die von der Eisenbahnbehörde lediglich 
eine Bewilligung nach § 38 Eisenbahngesetz erteilt wurde. 

Bei Seilbahnen, die gern. § 6 Eisenbahngesetz Eisenbahnen sind, be­

sorgen Arbeitnehmer vielfach Tätigkeiten, die nicht unmittelbar dem 

Betrieb oder Verkehr der Seilbahn dienen. Z.B. Lawinen sprengen, 

Fahrten mit Oberschneefahrzeugen, Pistenpflege, Schneeerzeugung 
u.dgl. Diese Tätigkeiten sind aber auch nicht Gegenstand eines 

Gewerbes, wodurch sie nicht der allgemeinen Arbeitsinspektion unter­
liegen. Es erscheint erforderlich, die \~ahrnehmung des gesetzlichen 

Schutzes der Arbeitnehmer auch bei diesen Tätigkeiten durch das für 
diesen Arbeitnehmerkreis zuständige Verkehrs-Arbeitsinspektorat be­

sorgen zu lassen, andernfalls ein arbeitsinspektionsfreier Raum ent­
stünde. 
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Die An f ü h run 9 der 11 H i 1 f sei n r ich tun ,9 e n 11 i n der bis her i 9 e n F ass u n g 

ist entpehrlich, weil kein Zweifel daran bestehen kann, daß der 
gesetzliche Arbeitnehmerschutz bei einem Betrieb nach § 18 Abs. 5 

Eisenbahngesetz (Selbstbedienungsrecht der Eisenbahn) dem Verkehrs­
Arbeitsinspektorat obliegt. Die Frage, ob ein solcher Betrieb für 

den Bau, Betrieb und Verkehr der Eisenbahn erforderlich ist, soll 
aber nicht vom Verkehrs-Arbeitsinspektorat geklärt werden müssen. 

Sollte ein solcher Betrieb nach Funktion oder Umfang das nach § 18 

Abs. 5 Eisenbahngesetz eingeräumte Recht überschreiten, müßte er 

ohnehin als Gewerbebetrieb geführt werden, womit automatisch die 
Zuständigkeit der allgemeinen Arbeitsinspektion gegeben wäre. 

Zu § 1 Z 1 c): 

Die Anführung sonstiger Unternehmen erscheint in Hinblick auf die 

angelaufenen kundendienstlichen Aktivitäten der Bahn, wie rollende 
Landstraße, Huckepackverkehr, Kinowagen u.dgl. erforderlich. 

Zu § 1 Z 2: 

Die Trennung der Postbediensteten in solche, die der Privatwirt­

schaftsverwaltung und jene, die der Hoheitsverwaltung zuzurechnen 
sind, hat immer Schwierigkeiten bereitet. Angesichts der räumlichen 
Verflechtung dieser Gruppen und des im Verhältnis zum übrigen Post­

personal quantitativ unbedeutenden Anteils der nur in der Hoheits­

verwaltung tätigen Bediensteten erscheint eine Unterteilung in 
Bedienstete, die d~m Arbeitnehmerschutzgesetz und damit dem Ver­
kehrs-Arbeitsinspektorat und solche, die dem Bundesbediensteten­
SChutzgesetz und damit dem Arbeitsinspektorat unterfallen, nicht 

gerechtfert i gt. 
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Durch die Fassung des lit. b) sollen auch Sozial- und Wohlfahrts­

einrichtungen erfaßt werden, auch wenn sie nicht von der Post- und 
Telegraphenverwaltung selbst betrieben werden. 

Zu§ 1 Z 3: 

Die Bediensteten der Radio Austria AG wurden seit jeher von der 
Verkehrs-Arbeitsinspektion betreut. Die ausdrückliche Anführung 

entspricht daher dem herrschenden Verwaltungsbrauch. Das gleiche 
gilt für die ÖFEG. 

Zu § 1 Z 4: 

Die Einbeziehung der Schiffahrtsunternehmen und Lehranstalten 

erscheint angesichts der in österreich üblichen geringen Betriebs­
größe solcher Unternehmen geboten. Die bisherige Trennung der mit 

dem Wasser im Zusammenhang stehenden Einrichtungen oder Anlagen von 

den an Land befindlichen, beeinträchtigt die Wirksamkeit der 

Arbeitsinspektion. 

Die Anknüpfung an eine Bewilligung nach dem Schiffahrtsanlagen­

gesetz in lit. c) dient der Objektivierung. 

Zu § 1 Z 5: 

Durch die nunmehrige Beschränkung der "der Luftfahrt dienenden 
B oe tri e b e " auf L u f t ver k ehr s u n t ern e h m e n, Z i v i 1 f 1 u g p 1 ätz e und Z i v i 1 -

luftfahrerschulen sollen Zweifel über die Frage, welche Betriebe 
der Luftfahrt dienen, beseitigt werden. Durch den Entfall des 

letzten Halbsatzes wird sich die Zuständigkeit des Verkehrs-Arbeits­
inspektorates auch auf nicht unmittelbar im Luftfahrtgelände befind­
liche Betriebsteile solcher Unternehmen e~strecken. Es wäre der 
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Effizienz des Arbeitnehmerschutzes abträglich, wenn ein und die­

selben Bediensteten eines der Luftfahrt dienenden Betriebes nur 
hinsichtlich "jener Tätigkeiten, bei denen sie den auf Luft­

fahrtgeländen eigentümlichen Gefahren ausgesetzt sind" in die 

Zuständigkeit des Verkehrs-Arbeitsinspektorates fallen würden. 

In lit. c) soll die AnknUpfung an eine Bewilligung nach dem Luft­

fahrtgesetz der Objektivierung dienen. Die Worte "in eigener Regie" 
ergeben in diesem Zusammenhang keinen Sinn mehr und sind entbehr-
1 ich. 

Zu § 2: 

Die Streichung des bisherigen Abs. 1 ist in Hinblick auf die Neu­
fassung des § 1 Z 2, wonach bei der Post nicht mehr in Hoheits- und 

Privatwirtschaftsverwaltung unterschieden wird, erforderlich. 

Zu § 3 Ab s. 2: 

Diese Bestimmung ist dem § 2 Abs. 2 Arbeitsinspektionsgesetz nachge­
bildet. Sie stellt insofern keine Neuerung dar, als dieser Vorgang 
bereits weitgehend praktiziert wird. 

Zu § 3 Ab s. 4: 

Diese'Bestimmung ist dem § 2 Abs. 5 Arbeitsinspektionsgesetz nachge­
bildet ~nd soll den Kontakt zwischen Arbeitgeber, Arbeitnehmerver-

- tretung uno Verkehrs-Arbeitsinspektorat intensivieren. 
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Zu § 3 Abs. 5:, 

Die Bestimmung ist dem § 2 Abs. 4 Arbeitsinspektionsgesetz nachge­

bildet und geht von der überlegung aus, daß die Probleme des Arbeit­
nehmerschutzes bei Verkehrsunternehmen vielfach andere sind, als 

b~i Gewerbe und Industrie. Es ist daher notwendig, daß die Weiter­
entwicklung des Arbeitnehmerschutzes auch vom Verkehrs-Arbeits­
inspektorat wahrgenommen wird. 

Zu § 3 Abs. 6: 

Beim Verkehrs-Arbeitsinspektorat ist bereits seit Jahren ein ärzt­
licher Dienst eingerichtet. Die Neufassung des Gesetzes trägt ledig­
lich dem bestehenden Zustand Rechnung. 

Zu § 7 Abs. 1: 

Die Bestimmung des Abs. 1 entspricht dem § 4 Abs. 1 Arbeits­

inspektionsgesetz. Es soll damit klargestellt werden, daß auch die 
VerkehrsArbeitsinspektion berechtigt ist, erforde~lichenfalls 

solche Maßnahmen durchzuführen, ohne sich der zuständigen 
Verwaltungsbehörde oder sonstiger Sachverständiger bedienen zu 
müssen. 

Zu § 7 Abs. 2: 

Die Entwicklung neuer Technologien und Arbeitsstoffe, deren Aus­
wirkungen auf die Arbeitnehmer von vornherein oft gar nicht ab­

schätzbar sind, macht es erforderlich, dem Arbeitsinspektorat eine 
Einschaumöglichkeit in diesbezügliche Unterlagen der Lieferfirmen 
zu eröffnen. 
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Zu § 7 Ab s. 3: 

Dieser Absatz ist dem § 4 Abs. 5 Arbeitsinspektionsgesetz nachge­
bildet und erscheint von wesentlicher Bedeutung. Die Notwendigkeit, 

Stoffzusammensetzungen von Erzeugerfirmen zu bekommen, ergibt sich 
relativ oft. Wenn in der Vergangenheit Erzeugerbetriebe diesem Ver­
langen des Verkehrs-Arbeitsinspektorates nachgekommen sin~, geschah 

dies immer auf freiwilliger Basis, mitunter nach langeren Be­

mühungen, jedenfalls aber ohne gesetzliche Grundlage. Diesem Mangel 

soll hiemit abgeholfen werden. 

Zu § 8 Abs. 4: 

Die bisherige Bestimmung, daß bei Feststellung von Obertretungen, 

nicht wie im Falle des § 9 die zuständige Verwaltungsbehörde einzu­
schalten ist, sondern lediglich ~der dem Betrieb vorgesetzten 

Dienststelle Anzeige zu erstatten ist", widerspricht dem Grundsatz 

der Verhältnismäßigkeit der zu treffenden Maßnahmen. Eine Fest­

stellung nach § 8, daß eine Verwaltungsübertretung begangen wurde 

oder noch immer wird, wiegt zweifelsohne schwerer, als das Erkennen 

einer Notwendigkeit gern. § 9. Im Falle des § 9 aber wird das offen­
bar schärfere Mittel, nämlich die Einschaltung der Behörde, 

statuiert, während es im Falle einer glatten Gesetzesübertretung, 
die im Normalfall ein Verwaltungsstrafverfahren zur Folge hätte, 

mit der Anzeige an die vorgesetzte Dienststelle, also wiederum nur 

an den Arbeitgeber selbst, sein Bewenden hätt€. 
Es soll daher gerade im Falle der Verwaltungsübertretung die. 

Behörde eingeschaltet werden. 
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Zu § 9 Abs. 3: 

Die bisherige Gesetzesfassung sieht vor, daß über die Berufung 

gegen die Sofortverfügung eines Verkehrs-Arbeitsinspektors dessen 

e ig e ne Di e n s t s tel 1 e e nt sc h eid e t. Aus re c h t s s t a a tl ich e n E rw ä gun ge n 

erscheint hier die übernahme einer dem § 57 AVG entsprechen~en 

Rege 1 u n g a n g e z e i g t. Die Ab e rk e n nun g d e ra u f s chi ebenden Wirk u n g 

ergibt sich aus Sinn und Zweck dieser IIGefahr in Verzug" 

Bestimmung, die erfahrungsgemäß relativ selten zur Anwendung 

gebracht werden muß. 

Zu § 11 Abs. 1: 

Unter "Sachen, die den Schutz der Arbeitnehmer berühren" sind 

insbesondere Bauten, ortsfeste und bewegliche Einrichtungen, 

Fahrbetriebsmittel , Betriebsvorschriften, Arbeitszeitregelungen, 

organisatorische Maßnahmen etc. zu verstehen. Hiedurch werden 

Belange des Arbeitne~merschutzes oft in wesentlichem Maß berührt, 

was eine Mitw; rkung des Verkehrs-Arbeitsinspektorates begründet. 

Zu § 11 Abs. 3: 

Die bisherige Fassung stellt nur auf IITeilnahme an mündlichen Ver-

h a nd 1 u n gen 11 ab. Aus Rat ion a 1 i sie run g s g r ü n den mac h tab erd i e B eh ö rd e 

in hohem Ausmaß auch von der Möglichkeit gem. § 55 Abs. 1 AVG Ge­

brauch. Nimmt ein Verkehrs-Arbeitsinspektor einen solchen Augen­

schein zusammen mit anderen Sachverständigen oder allein vor, was 

insbesondere bei langen Anreisen aus ökonomischen Gründen geradezu 

geboten erscheint, kann er auf Grund der dzt. Bestimmungen keine 
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Kosten geltend machen. Diese Einschränkung trifft aber zufolge des 
Wortes "Amtshandlungen" in § 77 AVG auf andere Amtssachverständige 
n ich t zu. 0 i e N e uf ass u n g s tel 1 t d a her den Ver k ehr s - A rb e ; t s ins pe k t or 
in die Nähe des Amtssachverständigen und bringt dem Bund Einnahmen. 

Zu § 12 Ab s. 1: 

Die Vereinfachung dieses Absatzes beruht auf der Oberlegung, daß 
kein Unterschied in den Berufungsvoraussetzungen gegen Bescheide 
von Verwaltungsbehörden erster und zweiter Instanz - soweit gegen 
letztere überhaupt ein ordentlicher Rechtsmittelzug gegeben ist -
besteht •. 

Zu § 12 Abs. 2: 

I n Hin b 1 i c kau f das E rk e n nt ni s des Ve rwa 1 tun g s ger ich t s hof es S 1 g • N r. 
3216 (A), das der Arbeitsinspektion zufolge ihres Behörden­
charakters die Rechtspersönlichkeit und damit nach Art. 131 B-VG 
das Beschwerderecht an den Verwaltungsgerichtshof abspricht, fehlt 
dem Verkehrs-Arbeitsinspektorat dzt. die Beschwerdelegitimation. 

Dieser Umstand hat das Verkehrs-Arbeitsinspektorat bereits zweimal 
an der Erfüllung seiner Aufgaben gehindert. 
Es ist daher erforderlich, dem Verkehrs-Arbeitsinspektorat ebenso 
wie der Arbeitsinspektion die gesetzliche Beschwerdelegitimation 
beim Verwaltungsgerichtshof einzuräumen. 

Zu § 13 Abs. 1: 

Bei Erlassung des Verkehrs-Arbeitsinspektionsgesetzes im Jahre 1952 

wurden die OBB noch in unmittelbarer Privatwi rtschaftsverwaltung 
des Bundes geführt. Der Generaldi rektor der OBB war zugleich 
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Sektionschef der Eisenbahnbehörde. Seit der Bildung des Wirtschafts·­
k ö rp e rs 11 Ö s te r re ich i sc heB und es b ahn e n 11 dur c h das B und es b ahn g es e t z 

BGB1. 137/69 und der Gründung einer eigenen Sektion 11 in der 

Hoheitsverwaltung des Bundesministeriums für öffentliche Wirtschaft 
und Verkehr ist die Notwendigk€it von Verfahrenssonderbestimmungen 
gegenüber den OBB weggefallen. 

Zu § 13 Abs. 2: 

Das Mitspracherecht bei solchen Dienstvorschriften entspricht dem 
Anhörungsrecht des § 11. 

Zu § 14 Abs. 2: 

Die Neuaufnahme dieser Bestimmung erweist sich als erforderlich, 

weil U n fäll e v· 0 n See 1 e u t e n, den T r ä ger n der S 0 z i a 1 ver s ich e run g 
nicht zur Kenntnis gebracht werden, z.B. weil diese Seeleute meist 

nicht dem ASVGunterliegen, und die Unfallmeldungen daher auch an 
das VerkehrsArbeitsinspektorat gern. § 15 nicht weitergeleitet 

werden können. Die Kenntnis solcher Unfälle ist aber für das Ver­
kehrs-Arbeitsinspektorat zur Veranlassung entsprechender Maßnahmen 
e rf 0 rd e r 1 ich. 

Zu § 20 Abs. 1: 

Es erscheint angebracht, den Strafrahmen für die Geldstrafe, der 
seit 32 Jahren nicht geändert wurde, zumindest auf das Niveau des 

Arbeitsinspektionsgesetzes anzuheben. 

Zu § 20 Abs. 2: 

Die Auf nah m e des Ab s. 2 wird weg end e r i n § 7 Ab s. 3 s tat u i e rt e n 

Auskunftspflicht notwendig. 
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Entwurf 
Verl<ehrs-Ar~itsi nspekt ionsgesetz 

Bt.n1esgesetz von........... über die Ver1<ehrs-A~its­
i nspekt ion (VerkArbIG 1985) 

~~i rkmgskreis cer Ver1<ehrs-A~itsins~ktion 

§ 1. Die Hahmehllurlg des gesetzlichen Sdlutzes cer 
Arreitnehrer (Lehrlirrje) obliB]t dem ßunces­
ministeriun fur öffentlidle Wi rtsdlaft urd Verl<ehr, 
Verkehrs-A~itsins(Ektorat, im folg=rden rur als 
"Verl<ehrs-Arti:!it i IDpektorat ll bezeidret: 

l.a) bei den EiseriXlhtlJntemehlen, die den Be­
stinmun~n ck...'S Ei senblhngesetzes, ßC13l.Nr. 
60/1957, untediBJen, eiIochlicßlidJ deren 
Krdftfahrt€ttietßn, 

b) bei allen Tatigkeiten, die von Eisenbahnunter­
r.E~lllen se1t~t ausgefuhrt ~rU::n, sC\'.eit sie 
nidlt Gegenstard eilE ßerg\\Ctkes, eines g2'Y.erb-
1 idlen ocEr eines land- uro forshti rtsdJaft­
lichen ßetri tbes sird, 

c) b::i Sdllaf- ocEr S~isewag=nIJ'Jtemehlen, inso­
\·.eit deren Tat igkeit bei ocer in Zü~n durchge­
fuhrt wi rd um tei solDtig=n Untemehnen, i nso­
teit deren Tatigkeit in Zügen durdlgefLihrt wi rd; 

2. b:!i cEr Pcst- und Telegraphen\en'laltung und cEren 
Kraftfahrb::triEben einschliEßlich der Neben- und 
Hilfst:etrieb2 ohne Ri.icksidlt dlrauf, ob die Tätig­
keit der Hdleits- ocer der PrivaU'/i rtschafts­
\er\'ld ltung zuzuredren ist. 
a) bei allen A~iten. die von cer Post- und 

Telegraphenverv/altung in eigener Regie 
ausgefLihrt \'.erden und 

.'. 

VEflKEHRS-AI1BEITSINSPEKTIONSGESETZ 

Bundesgesetz vom 20. Mal 1952, BGBt. Nr. 99, über die Ver- . 
kehrs-Arbcitsinspzktion (Verkchrs-Arbeitsinspel\tionsge­
setz - Vcrkehrs-ArbIG.), in eier fassung der Bundesge­
setze vom 13. März 1957, BGBI. !\Ir. 60, vom 30. rl!~i 1972, 

8GBt. Nr. 234, vorü 19. März 19tH. BGDI. Nr. 174 , 
und vom 8. November 1 ~)B/~, BGBl. Nr. L~L~9 

. Wirlwngskrois der Vcrkehrs-ArbeHsinspektion 

§ 1. Die Wahrnehmung des gesetzlichen Schutzos der 
Dienstnehmer (Lehrlinge) obliegt dem Bundesministerium für 
Verkehr und Elektrizitätswirtschaft '), Vo.l<ehrs-Arbeitsinspektorat: 

1. a) bei den Eisenbahnunternehmen, di(~ den Bestimmung,m 
des Eisenbahngesetzes, BGBI. Nr. 60/1957, unte.-licgen, 

. einschließlich deren Krallfahrbetrieben, 
b) bei den für den Bau, Betrieb und Verkehr der Eisenbahnon 

erforderlichen Hilfseinrichlungen. wenn diese vom Eiserl­
bahnunternehmen SHlbst betrieben werden, sowie bei allen 
!\rbeilen, die dem Bau, Betrieb und'Verkehr der Eisenbahnen 
dienen und von diesen Unternehmen se:bst ausgeführt 
werden, 

c) bei Schlaf- und Speisewagenunternehlllen, insoweit deren 
Tätigkeit bei oder in Zügen durchgeführt wird; 

2. bei der Post- und Telegraphenverwaltung und deren 
Kraftfahrbetrieben einschließlich der Nebenbettiebe und Hiltsbe­
triebe sowie bei allen Arb~iten, dia von der Post- und 
Telegraphenverwaltung in eigener Regie ausgeführt werden; 

'1 

151/M
E

 X
V

I. G
P - M

inisterialentw
urf (gescanntes O

riginal)
32 von 49

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



) 

- 2 -

b) tei allen Betrieten. audl \\enn sie nidlt \IOn 
cEr Post- und Telegraphemeooltung in eigener 
Regie geführt v.erd::n, sidl jooodl in ~ren 
Cebäud:n od:r auf deren Grundstücken tefirden 
um fur ihre oeEr ihrer Bedieffiteten &.ecke 
tätig sim; 

3. bei der Radio Austria PG und eEn von dieser 
unterhaltenen Neten- und Hilfsbetrieten sO\..ne 
tei d:r Osterreichischen Fenmeld=tedlnischen 
Ent\'licklungs- um Fdrd::rungs~el1sdlaft (OFEG); 

4. bei der Schiffahrt (Binnen- und Seesehiffahrt) 
a} tei allen Schiffahrtsuntemehll:n um \IOn 

diesen in eigener Regie ausgefLihrten Arl::eiten 
SO\'lie tei allen Lehraffitalten zur Ausbildung 
\IOn Sdl iffsführem, 

b) hi ffiichtl ial aller Schiffe, sehwinnend:n 
Anlagen und Ceräte sowie von dort ausge­
führten Artx:i ten, i nsbesond=re 
Tauche ra rt:ei ten, 

e) tx:i allen BetriEben. sov.eit von diesen 
Arteitemurchgefuhrt oct:r Anlag:n tetri eten 
v,erden, die einer &willigung nach oon 
Sch i ffahrtsan 1 ag:ngesetz baJü rfen; 

5. bei der Luftfahrt 
a) auf allen Luftfahneug:n. 
b) bei allen Luftverkehrsuntemehren, Zivilfiug­

plätzen und Zivilluftfahrersdhulen 
eiffid1l itßlich von Hilfsbetrieben. iffibesomere 
IA)n Kraftfahrretri eten um tei allen \IOn di esen 
Betri Eben in eigener Regi e ausgefuhrten 
Arteiten, 

3. 2) bei der Schiffahrt (Binnen- und Seeschiffahrl) 

a) hinsichtlich aller Schiffe, schwimmenden Anlagen und 
Geräte, 

b) hinsichtlich de,r überwiegend der Binnenschiffahrt dienenden 
Anlagen, Einrichtungen und Hilfsbelriebe, ausgenommen 
Werften, die nicht nur für ein Schiffahrtsuntemehmen 
arbeiten, 

c) hjl~:;:(.hllacll (IlH VOll Scl\lfl:lllrl!iIH\tiHnetlmen in e'no/lcr Regie 
:w::Cjehlllltell Arbeiten, wp.nn dicse Arbeiten nicht in Werfton 
dlJ(Chueluhrt werden, die gemaß lil. b nicht in den 
Wirkungskreis der Vorlwlus-Arbeilsinspektion lallen; 

4. bei der LullfalHI 
a) auf allen Luflfahrzeu!Jcn, 
b) in den dcr Lu!tfahrt dionunclen Betrieben einschließlich von 

Hilfsbetrieben, insbclsondere von I(raftfahrbetrieben, insoweit 
die Dienstnehmer dieser Betriebe bei Ausübung ihnH 

" 
Tätigkeit den auf Luftfahrtgeländen eigentümlichen Gefahren .:::' 
unmittelbar ausgesetzt sind, .! ':.~ 

c) hinsichtlich der von Unternehmen, die der Luftfahrt dienon, 
auf Luftfahrtgeländen in eigener Regie ausgeführten 
Arbeiten, 

. :~. 
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c) hinsidltlidl cEr \On Untemehnen, die cEr 
Luftfahrt di enen, auf Luftfahrtgel ärden ausge­
fuhrten Tatigkeiten, sofern hiefur eine Be­
williglflg ~ill cEllI Luftfahrtgesetz erfonEr'-
11dl ist; 

§ 2. Betriroe, Anlagen und Verkehrsmittel cEr Gebiets­
kÖllErsdlaften mterli eg=n ren BestinJllung=n di eses 
Bundesgesetzes, \'.enn di e Voraussetzungen 9Eflill § 1 
gegetEn si m. 

. Aufgaben und Befu91isse cEs 
Verkehrs-Arh:itsi nspektorates 

§ 3. (1) Das Verkehrs-Arb2itsinsp;ktorat hat im RatTren 
seines Hi rkungskreises durch seine hiezu er>­
rrädltigten Organe (Verkehrs-Arreitsir6p;ktoren) 
die Eimaltung cEr zum Sd1utz cEr Arb2itnehner 
erlasseren Vorschriften und behördlichen Ver'­
fLigung;n zu ütErYßd1en, i nsbesord:re so,..eit di ese 
betreffen: 
a) cEn Sdlutz d:s Leber6, der Cl2smdheit und cEr 

Sittlichkeit cEr Arreitnehner; 
b) die Ven·.erdung cEr Arreitnelner, die Arreits­

zei t. di e ArreitspdJsen, di e Nadlt ruhe (Naffit­
arteit), die Sonn- urx:l Feiertagsruhe und den 
Url aub; 

c) die Ven..erdung von jugerdlichen und \'.eiblichen 
ArtEitnehnem; 

d) die Ausbildung cEr Lehrlinge und jugerdlichen 
Arb2 i tnehne r; 

e) die Cehalts- und Lohnzahlung, die Arreits­
o rdnung3fl (Bet ri ebs \,€ re i nba rung=n) um 
Kollekt ivverträge. 

(2) Oie Verkehrs-Arteitsiffipektoren haren die Leiter 

§ 2. (1) Auf die Dienststellen der Hoheitsvorwallullg finden die 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes keine Anwendung. 

(2) Betriebe, Anlagen und Verkehrsmittel der Gebietskörper­
schaftbn unterliegen den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes. 
wenn dia Voraussetzungen gemäß § 1 gegeben sind . 

Aufgaben und Befugnisse des Bundesrninisteriums für Verkehr 
und Elektrizitätswirlsch~ft, Verlwnrs-Arbeitslnspe I<toriJ tes 

Allgemeines 

§ 3. (t) Das Bunde:sministerium für Verkehr und Elektrizitätswirt­
schaft I). Verl<ührs-Arbeitsinspektorat, hat im nahmen seines 
Wirkungskreises durch seine hielu ermächtigten Oroane (Ver­
kehrs-Arbeitsinspektoren) die Einhaltung der zum SChutz der 
Dienstnehmer erlassenon Vorschriften und behördlichen Verfü­
gungen zu überwachen, insbesondere soweit diese beiret/an: 

a) den Schutz des Lebens, der Gesundheit und der S~tllichkeit 
der Dienstnehmer; 

b) die Verwendung der Dienstnehmer, dia Arbeitszeit, die 
Arbeitspausen, die Nachtruhe (Nachtarbeit), die Sonn~ und 
Fi:iertagsruhe und den Urlaub; 

c) die Verwendung von jugendliphen und weiblichen Dienstneh­
mern; 

d) die Ausbildung der Lehrlinge und jugendlichen Dienst­
nehmer; 

e) die Gehails- und Lohnzahlung. die Arbeitsordnungen und 
Kollektivverträge. 

(2) Die Verkehrs-Arbeitsinspektoren haben die Leiter der 
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rer Betri ebe (Dieffitstellen) tEi ErfLill ung ihrer 
PFl idlten g:geriiber d:!n Arreitnemem zu unter­
stützen. Sie hal.x=n die Leiter rer Betriebe (Dieffit­
stellen) und die Arreitnehrer bei sidl bieterder 
Geleg=meit ütEr die Not\-Endigkeit um ren 
C€bffi.Jdl von Sdlutzvorkehrungen wld über die Be-· 
deutung von Maßnahnen cEr Gesundleitsvorsorg:. cEr 
Ergonmlie und der' Unfallver11ütung im Betriebe zu 
belehren. 
Wenn es di e \4ahrnehu.8lg des Arbeitnehrerschutzes 
in einen Betrieb erfordert, so kann ffis Verl<ehrs­
Arbeitsir61·ektorat verlaO]en, dlß es zu Sitzungen 
cEr Sid1erhe-itsaussdlüsse ocEr des zentralen 
Sidlerheitsausschusses ~n. § 23 Arreitnehrer 
sdlutzg::setz gelaren wi rd. 

(3) Die Verkehrs-Arteitsinsr:ektoren sollen durch Ver­
mittlung zvlisdlen ren Interessen d:r Arreitgel:Er 
uld der Arreltnehler dls Vertrauen beider Teile ge­
v/innen und tei Streitigkeiten im Betrieb zur 
Wialerherstellung d:!s guten Eirrvemehlens bei­
trag=n. Sie hatEn sidltEi ihrer Tatigkeit rer Mit­
arbeit der Orqane der im BetriEb errichteten 
Betriebs'vertretungm zu bedienen. Die Betriebs\er­
tretungen haben \vahrgenomene 113I1C..J€l hinsidltl im 
cer EirhaltuO] von Vorschriften üter cEll Arreit­
nehlle rschutz oon Ve rkehrs-Arrei ts i ffi f-ekto rat zur 
Kenntnis zu bring::n; erforderlid1enfalls hatEn sie 
eine Revision des Betriebes zu beantragen. 

(4) Das Verkehrs-Arreitsi nspektorat hat tei Durch­
fLihrung seiner Aufgaben auf stardige Zusanrren­
arbeit mit den gesetzlidlen Interessensver­
tretun~n rer Arbeit~r um der Arreitnehrrer 
Be:Jadl t zu nenlen. 

Betriebe (Dienststellen) bei Erfüllung ihrer Pllichten gegenüber den 
Dienstnehmern zu unterstützen. Sie haben die Leiter der Betriebe 
(Dienststellen) und die Dienstnehmer bei sich bietender Gelegen­
heit über die Notwendiglwit und den Gehrauch von Schutzvorkeh­
rungan und über die Bedeutung von Maßnahrnen der Gesundheits­
pflege und dcr Unfallvl!rhlltuny irn Betriebe zu belehren. 

(3) Die Verkchrs-Arbeitsinspektoren sollen durcll Vormittlung 
zwischen den Interessen der Dienstgeber und der Dienstnehmer 
das Vert~auen beider Teile gewinnen und bei Streiligl<0il~n im 
Betriebe zur \O'Jiederherslellung des guteIl EiflvorflOhllloJ1s beitra­
gen. Sie haben sich bei illrer Tätig!(eit der Mitarbait der Organe der 
im Betrieb errichteten Betliebsvertretungen zu bedienen. Die 
Betriebsverlretungen h"t.en wahrgenommene Mängel hinsichtlich 
der Einhaltung von Vorschriften über dan Dienstnehrnerschulz 
dem ßUfidesministerium für Verkehr und Elektrbliitswirtschaft 1), 
Verkehrs-Arbeitsinspektorat, zur Kenntnis zu bringen; erforder­
lichenfalls haben sie eine Revision des Betriebes zu beantragen. 
. (4) Das Bundesministerium für Verkohr und Elektrizitätswirt­
schaft 1). Verkehrs-Arbeitsinspektorat, hat bei Durchführung seiner 
Aufgaben auf ständige Zusammenarbeit mit d~n gesetzlichen 
Interessenvertretungen der Dienstgeber und der Dienstnehmer 
Bedacht zu nehmen. 
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Das Verkehrs-Arteitsiffipektorat hat in rer Re~l 
eirool jahrlich in ArB€legerlleiten seines 
Aufgarent:ereioles Ausspradlen mit ren 
Interesseffivertretungen der Arteitgeber und der 
Arteitnehrer abzuhalten. 

(5) Das Verkehrs-Arteitsiffip::ktorat hat im Rahren 
seines Wi rkungskreises auf die heiterentl'l1cklmg 
res Arreitnehrrerschutzes zu achten und nötigen­
falls hiefLir not\toendi~ Veranlassung::n zu treffen. 
Zu di esan bleck hat es auch di e DurdlfLihrung ei n­
schlägi~r Untersudlun~n durch hiefLir ~eig1ete 
Personen <X1er Einrichtungen zu veranlassen <X1er zu 
mte rs tützen. 

(6) Zur l~ahmeh1Ung der Aufgaben, heldle das Verkehrs­
Arteitsi ffi pekto rat auf dan Cebiet rer Arreits­
m::dizin, der Arreitstygiene, der Arreitsptysio-

, logie um cer Verhütung von Berufskrankheiten zu 
erfüllen hat, ist beim Verkehrs-Arteitsiffip::ktorat 
ein ärztl i eher Dieffit einzurimten. 

§ 4. Das Verkehrs-Arreitsiffi(:Ektorat darf, so,..eit.in 
and.;ren Gesetzen nimt anceres ang:orUJet wi rd, nnt 
Aufgaben, die seinen I~irkmgskreis frun:! sirrl, 
nidlt t:etraut \\ertEn. 

Besidltigmg von Anlagen 

§ 5. (1) Die Verkehrs-A~itsiffipektoren sird befugt, die 
BetriEbsräUlle, Arl.:eitsstellen und Aufenthalts­
räum~ cE r Artei tnehne r SOI'Ii e di e von ßet ri eil:; i n­
haber den BaHeffiteten beigestellten Wdlnraure, 
Unterkünfte um Arlla~n von Hohlfahrtseinrich­
tungen jederzeit zu t:etreten und zu besichtigen. 

,/ 

§ 4. Das Bundesministerium für Verkehr und Elektrizitätswirt-
schaft, Verkehrs-Arbeilsinspektorat. darf mit Aufgaben, die 
seinem Wirkungskreis fremd sind, nicht betraut werden. 

J Besichtigung von Anlagen 

§ 5. (1) Die Verkehrs-Arbeilsinspekloren sind befugt, die 
Betriebsräume, BetriebsstäUen und Aufenthallsräume der Dienst­
nehmer sowie die vom Betriebsinhaber den Bediensteten 
,beigestelIten Wohnräume, Unterkünfte und Anlagen I/on Wohl­
tahrtseinrichtungen jederzeit zu betreten und zu besichtigon. 
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(2) Bei einer Besidltigung hat d2r Verkehrs-ArI:x:!its­
if6~ktor den Leiter ces BetriEbes (cer Dief6t­
stelle) od2r dessen BedJftragten von seiner An­
\>.esertleit in Kenntnis zu setzen und sich auf Ver­
lan~n durdl einen VGn Bundesminister fur 
äffentl idle \4i rtschaft und Verkehr ausg2stellten 
Dief6taus\\ei s auszuv.ei sen. 

(3) Den Leiter ~s BetriEbes (cer Dief6tstelle) steht 
es frei, cEn Verkehrs-ArI:x:!itsi f6pektor rei d2r 
ßesidltiglJ1g zu ix'gleiten. Auf Verlangen des Ver­
kehrs-ArI:x:!itsi f6pektors ist er hiezu \er-
pfl ichtet. 

(4) Eine Verstardigung ces Leiters des BetriEbes (cer 
Dief6tstelle) oder seines ßedJftragten kann lllter­
bleiben, \'.enn eine soldie Verstärdigung nadl An­
sidlt des Verkehrs-ArI:x:!itsif6pektors die Hirksan­
keit der Kontrolle beeintradltigen könnte. 

(5) Die Verkehrs-ArI:x:!itsif6pektoren haten cEn ßesidl­
tiglJlgen die Organe cer ßetrirosvertretung reizu­
ziet>en. 

Ei (Ne mahre von Pe rsonen und 
Ei f6 i dlt in Urkuncen 

§ 6. (l) Die Verkehrs-ArI:x:!itsif6[Ektoren sird befugt, den 
Leiter des ßetriebes (d2r DiefEtstelle) urd die im 
BetriEb beschäftigten Arteitnetner über alle Un­
stäncE einzmemehnen, die ihren ~~i rkungsrereidl 
berühren, beziehlJ1gsv/eise darüber schriftliche J1J.Js­
kü,1fte zu \erlan~n. Di e Ei n\emahrren haten tun­
lidlst ame Störung des BetriEbes zu erfol~n. 

(2) Bei einer Besichtigung hai der Verkehrs-Arbeit!;jn>l)cl~to( den 
Leiter dos Betriebes (der Oienslstüllc) oder seinen Beaultraglen 
von seiner Anw(}senheit in Kenntnis zu Sülzen und sich auf 
Verlangen durch einen vom Bundesrninisteriurn für Verkehr und 
ElektrizilätsvJirtschaft ausgestellten Dienstausweis auszuweisen. 

(3) Dem Leiter des Belriebes (der Dienststellf:) steht es frei, den 
Verkehrs-Arbeitsinspektor bei der Besichtigung zu begleiten. Auf 
Verlangen des Verkehrs-ArtJoilsinspeklors hot er hiow verpilichlel. 

(4) Eine. Verständigung des Leiters das Betriebes (dDr 
Dienstst~lIe) odor seines Beauftragten kann unterbleiben, wenn 
eine solche Verständigung nach Ansicht des Verkehrs-Arbeitsin­
spektors die Wirksamkeit der Kontrolle beeinträchtigen könnte. 

(5) Die Verkehrs-Arbeitsinspektorun haben den Besichtigungen 
die Organe der Betriebsvertretung beizuziehen. 

~invemaj)me von Persolien und Einsicht in Urkunden 

§ 5. (1) Die Verkchrs- Arbeitsinspektoren sind befugt, den Leiter 
des Batriebes (der Dienststel!e) und die im ßetriüue beschäftigtem 
Dianstnehrncr über alle Umstände einzuvernehmen, die ihren 
Wirkungsbereich berühren, beziehungsweise darüber schriftliche 
Auskünfte zu verlange.l. Oie Einvernahmen haben tunlichst ohne 
Störung des Belriebes zu el folgen. 
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(2) ~r Leiter des Betrietes (rer Oieffitstelle) ist 
\€rpfl ichtet, den Verkehrs-ArreitsiffiJ:Ektoren auf 
Ver1an~n alle Urkunren, die sidl auf die Betriebs­
anlagen und ßetrimsnrtttel sO\·ne auf die in § 5 
filis. 1 ervkihnten Räum~ und Einrid1tun~n beziehen, 
samt cEn dazu~hörigen Planen, Zeidmungen, ße­
triebsvorschriften und rergleid\en zur Eiffiidlt 
vorzulegen. Dies gilt auen hin; idltl ich cEr Arl€it­
nehilerverzeidlnisse, rer Arreitsordnuny=n, rer 
Ko llekt iv- und Ei nzel vertrage, cEr Lehrvert rage 
und rer Ldm(lfltalts)- und Urlaubslisten sowie cEr 
Unterlagen über Arl€itsstoffe und Arl€itsver'­
fahren. 

OurdlfLihrung von Untersuchlllgen 

§ 7 (l)'Oie Verkehrs-Arroitsiffipektoren sind zur ßeur-
te il ung ~ r Notvlerdi gke i t und cE r Wi rksanke i t von 
Vorkehrun~n zum Senutz cEs Letens urd rer Gesurd­
heit c.ler Arteitnel"ner bered1tigt, die hiezu er'­
ford2rlicnen M:lßnahrren selbst zu treffen. Es sind 
di es vor allen di e DurdlfLihrung von ~~ssll1gen und 
UntersudlUn~n an ren Arteitsplatzen orer an . 
soffitigen Stellen im Bereich res ßetrid:>es orer 
rer au svs rt i~n Arroitsstellen. 

(2) I~enn nadl Ansicht des Verkehrs-Arreitsiffirektors 
die Ven·.erdur:g eines Arroitsstoffes orer Arroits­
mittels die Arl€itnehrer gefahrdet, ist er re­
redltigt, eine Prote im unbedingt erford2rliden 
AuSllef::e zu entnehren und cE ren fach 1 i che Unte r­
suenung durch eine hiezu befugte Affitalt zu \€ran-

(2) Der Leitor des Betriebes (der Dienststelle) ist verpllichlel. don 
Verkehrs-Arboitsinspilktoren auf Verlangen alle Urlwnden. die sich 
fluf die Beuiebsnnlagen und Betriebsmittel sowie auf die in § 5 
Abs. 1 erwähnten Räuma und Einrichtungen beziehen, samt den 
dazugehörigen PlänGn. Zeichnungen, BelriHbsvorschdflon und 
dergleichen zur Einsicht vorzulegen. Dies gilt auch hinsichtlich der 
Dianslnehmerverzeichnisse, der Arbeitsordnungen. der Kollektiv­
und Einzolverträge. der Lehrverträge und der Lohn(Gohalts)- und 
Urlaub::.listen. 

:! 
'-;:' 

Entnahme von Proben 

§ 7. Wenn nach Ansicht des Verkehrs-Arbeitsinspol~tors die 
Verwendung eines ArbeitsstolftJs oder Arbeitsmilleis die Dienst­
nehmer gefährdet. ist er berechtigt. eine Probe im unbedingt 
erforderlichen Ausmaße zu entnehmen und deren fachliche 
Untersuchung durch eine hiezu befugte Anstalt zu veranlassen. 
Wenn nach Ansicht des Verkehrs-Arbeitsinspektors für die 
Dienstnehmer bereitgestelltes Trinkwasser oder im Betrieb an die 
Dienstnehmer verabreichte Lebensmittel die Gesundheit gefähr­
den, hat er der zuständigen Bezirksverwaltungsbehörda Anzeige 
zu erstatten. 
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lassen. ~.enn nach Ansicht res Verkehrs-Arreits­
insp:.:ktors fur die Arreitnehmr bereitgestelltes 
Triri<.\'.Elsser od::r im Betrieb an die Arreitnehmr 
verabreichte Lebensmittel die Gesmdheit ~fahl"­
d::n, hat er (~r zuständig:Yl Bezi rks\er­
hElltungsbehörde Anzeige zu erstatten. 

(3) Ißs Verkehrs-Arreitsinspektorat ist, sa.-.eit dies 
zur Wahmetm1l1g seiner Aufgaben notvJemig ist, be­
red1tigt, von d::n Erzeug:m oeer Vertreib:!m 
von Arreitsstoffen ücEr sonstigen Stoffen, die bei 
Arreitsvorgang:n \€n.eneet od::r angev.en<.Et w:rd::n, 
Auskmft über die Zusaillensetzung dieser Stoffe zu 
\erlang:n. Erzeuger urxJ Vertrei~r sowie d::ren Be­
auftm .. Jte sim verpflichtet, die verlargten Aus­
künfte zu erteilen. 

Feststellung und Anzeige von übertretungen 

§ 8. (1) Stellt ein Verkehrs-Arreitsinspektor eine üa:l"­
tretung einer Vorschrift zum Schutz der A~it­
nehner fest, so hat er don Leiter des Betriebes 
(cEr Dief6tstelle) den Auftrag zu erteilen, unvel"­
züglich cEn (~n geltend::n Vorschriften urxJ a:oord­
lichen Verfügungen entsprechen.len Zustam herzu­
stellen. Wenn diesen AJftrag nicht entsprodlen 
wi rd, hat das Verkehrs-Arooitsinsp:.:ktorat die An­
zeig:; an die zustarxJi~ Ven'Jaltungsa:oorcE zu el"­
statten, falls die Anzeige nidlt bereits anlä/3-
lich cEr Feststellung d.:r ütertretung erstattet 
WJrre. 

';~ 

Feststellung und Anzeige von Übertretungen 

§ 8. (1) Stellt ein Verkehr:i-Arbeitsinspektor eine Übertretung 
einür VorSChrift zum SChutze der Dienstnehmer test, so hat er dem 
Leiter de:. Betriebes (der Dienststelle) den Auftrag zu erteilen, 
unverzüglich den den geltenden Vorschriften und behördliCl)en 
Verfügungen entsprechenden Zustand herzustellen. Wenn diesem' 
Auftrage nicht entsprochen wird, hat das ßundesrninisteriurn tür 
Verkehr- und Elektrizitätswirt:.chaft '), Verkehrs-Arbeitsinspekto_ 
rat, die Anzeige an die zuständige Verwnltungsbehörde zu 
erstatten, falls die Anzeige nicht bereits anläßlich der Feststellung 
der Übertretung erstattet wurde .. 
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(2) Hit der Anzeige kann audl ein Antrag hinsichtlich 
. cEs StrafausnBßes ~tellt w=rd:n. 

(3) Oie zustaroige Verv/altungsbehörde hat nach Ein­
lang=n cer Anzei~ dlne Verzug, auf je<En Fall je­
doch vor Ablauf von 14 Tagen, das Strafverfahren 
einzuleiten; ~langt diE! Verwaltungsbelilrde im 
Zu~ des Errnittl ungsverfahrens zu der Ansicht, 
d3ß ilis Strafverfahren einzustellen ocEr eine 
niEdrigere Strafe, als VOll Verkehrs-Arbeits­
inspektorat beantragt wunE, zu verhän~n ist, so 
hat sie vor Einstellung des Strafverfahrens be­
ziehungsv.eise vor Fallung des Erl<enntnisses deli 
Verkehrs-Arbeitsinsp:ktorat Celegerheit zur 
St e 11 un91atm~ zu geben. Eine Aus fe rt i gung des e r­
lassenen Bescheides ist dan Ve rkehrs-Ara;i ts-
i nspektorat zuzustellen. . 

(4) Oie ßestinllwgen der Abs. 2 und 3 fimen keine An­
~eroung (Uf Betriebe cEs Bunc.Es, cer BuncEsläncer 
(Sta:Jt Wien), der Bezi rke und Cßn~irden. Hi rd in 
sol dIen Betrieben eine übertretung einer Vop­
schrift zun Sdlutz der Art:eitnehTer festge­
stellt, so hat die zuständi~ Verwaltungsbeoorde 
nad\ Einlangen des Antrages des Verkehrs-Arbeits­
inspektorates d1l1e Verzug, auf jed2n Fall vor Ab­
lauf von 14 Tagen, das Ennittlungsverfahren einzu­
leiten um beschlemigt abzuschlüßen. 

Anträge und Verfligungen 

§ 9. (1) ~nn ilis Verl<ehrs-Arreitsinspektorat cer Ansicht 
ist, daß in einen BetriEb Vorkehrungen zum Schutz 
cEs Lebens, cer eßuncheit o~r cer Sittlichkeit 

.. 
(2) Mit der Anzeige kann auch ein Antrag hinsichtlich des 

Straf ausmaßes gestellt werden. 
(3) Die zuständige VHrwallungsbehörda hat nach Einlangen eier 

Anzeige ohne Verzug, auf }ede,,' Fall jedoch vor Ahlauf von 
14 Tagen, das Strafverfahren einzuleiten; gelangt die Verwaltungs­
behörde im Zuge des [rOlilllunysverfahrons zu der An5icht, daß 
das Strafverfahren einzustellen ist oder eine niedri{pro Strafe, als 
vom ßundesministüriuHl für Verl<ehr und EleklriliLHs'Nirtschaft 
Verkehrs-Arbeitsinspekloral, beanlraot wurdf~, zu vorhiingon ist, so 
hat sie vor Einstellung des Slrafverfahrens bczieh1ll1fJ:.Jweise vor 
Fallung des Erl(cnnlnisses dem Bundesminisledufll für Verkehr 
und Elektrizilälswirtscha/l, Verlwhrs·ArheitsinGpektürat, Gele­
genh"i\ zur Stellununahme iu geben. Eine Ausferlioung eies 
erlassenen ßm,cl1eidcs iSI dern Bundesminisleriuln für Verkehr und 
Eleklrizitälswirtschaft, VerkE:hrs-Arbeilsinspck lor<\ I, ZlJZ uslollcn. 

(4) Die Bestimmungen des Abs. 1 zweiter Satz und der Abs. 2 und 
3 finden keino Anwendung auf Betriebe des Bundes, der 
Bundesländer (Sladt Wien), der Bezir.i<e und Gemeinden. Wird in 
solchen Belriehen eine Übertretung einer Vorschrift zum SchUlze 
der Dienslnehmer festgeslellt, so hat das Bundesrninisterium für 
Verkehr und Elektrizitätswirlschaft, Verkehrs-Arbeitsinspcktorat, 
der dem Betriebe vorgeselzlen Dienststelle Anzeige zu erstatten. 

Antdigu und Vertügungen 

§ 9. (1) Wenn das Bundesministerium für Verkehr und 
Elektrizitälswirtschaft, Verkehrs-Arbeitsinspektorat, der Ansicht 
ist, daß in einem Betrieb Vorkehrungen zum Schutze des Lebens, 

I 
I 
I 
I 
i 
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der Arreitnehrer erford2rlich SÜll, so hat es, 
\'.enn die ~etzlid1en Vorallssetzung;n fur eine ent­
spredlerde behörrlliche Verfügung ~geben sird, bei 
eer zuständi~n Ven'/altllngsbehörcE die Erlassurg 
einer soldlen Verfügung zu beantragen, es sei 
cEnn, dlß cEr Betrieffiirtlarer (Leiter cEr Dierbt­
stelle) der Aufforderung des Verkehrs-Arreits­
irbpektorates At::hilfe zu sdlaffen, entspridlt. 

(2) Die Ven-k1ltungsbehörre hat nadl EinlarYjen des An­
tra~ des Verkehrs-Arreitsi rbpektorates dme Ver­
zug, auf jeden Fall jeclod1 vor Ablauf von 14 
Ta~n, das ErnrittlungslJerfahren einzuleiten um be-
schleunigt abzuschlict3en. . 

(3) h~nn ein Verkehrs-Arreitsirbpektor anläßlich einer. 
Besichtigung (§ 5) firdet, daß der Schutz der 
A~itnehne r sofo rt i ~ M:1ßnahnen e rfo rd:: rt, so hat 
er die erforderlichen Verfügungen schriftl ich 
sell:6t ZU treffen; eine Abschrift cEr VerfLigung 
ist der Ven..eltungsbehörde und der ßetricbsver'­
tretung zuzustellen. Di esen Ve rfLigung;n kamrt di e 
9 le idle \~irkLlIg zu wi e den von de r an s idl zu­
ständi ~n Ven-Ia ltungsbehörde (Abs. 1) erlassenen 
Bescheiden. legen ei ne sol dle Ve tfügung kann 
binnen z\-.ei Wod1en Vorstellung ertüC€n \'.erd::n, die 
beim Verkehrs-Ar~itsinsp::ktorat einzubrirYjen ist. 
~r Vorstellung kamrt keine alfsdliebende Wi rku~ 
zu. Das Verkehrs-ArteitsinsrEktorat hat binnen 
Z\'.ei Wodlen ent\....ecer die Verfugung atfzuheben oeer 
di e Vorstellung an di e zustärriige ßehörd2 heiter­
zuleiten, die binnen zw:i l~odlen narn ihr'81l Ein­
larYjen das Ennittlungsverfahren einzuleiten hat. 

der Gesundheit oder der Silllichlwit der Dienstnehmer erforderlich 
sind, so hai es, wenn die ges0tzlichen Voraussetzungen für eine 
entsprechende b0hördliche Vorfügung gegeben sind. bei der 
zuständigen Verwaltungsbehörde die Eflassung einer solchen 
Verfügung zu beantrag.::m, es sei denn, daß der ßetriebsinhaber 
(Leiter der Dienststelle) der Auffolderung des ßunuesminisleriums 
für Verkehr und Elektrizitätswirlschaft, Verl<ehrs-Arbeitsinspel(­
torat, Abhille zu schaf/en, entspricht. 

(2) Die Verwallungsbehörde hat nach Einlangen des Antrages 
des ßundesministeriums für Verkehr und Elcktri7.ilätswirlschalt) 
Vcrkehrs-Arboitsinspektoral, ohne Verzug, auf juden Fall jedoch 
vor Ablauf von 14 Tagen, das Ermittlungsverfahren einzuleiten und 
beschleunigt abzuscllließen. 

(3) Wenn ein Verkehrs-Arbeilsinspektor anläßlich einer Besichli­
gung (§ 5) findet, daß der Schulz der Dienstnehmer sofortige 
Maßnahmen erfordert, so hat er die erforderlichen Verfügungen 
schriftlich selbst zu treffen; eine Abschrift der Verfügllng ist der 
Verwallungsbellörde und der Betriebsvertretung zuzustellen. 
Diesen Verfüfjungen kommt die gleiChe Wirkung zu wie den von 
der an sich zuständigen Verwallungsbehörde (Abs. 1) erlassenen 
Bescheiden. Die ßorufung gegen eine solche Verfügung ist beim 
ßundesministerium für Verkehr und Elektri2itätswirtschalt

J 
Verl(ehrs-Arbeilsinspel(torat, einzubringen_ 
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Zuziehung von Sachverständigen 

Henn nach Ansicht eines Verkehrs-Arbeitsinspektors 
die Gesundheit der Arbeitnetm~r eines Betriebes 
durch die Art ihrer Verwendung, durch ein ßetriebs­
verfahren oder durch eine ßetriebseinrichtung ge­
fahrdet .erschei nt, hat di e zustandi ge Verv/a ltungs­
behörde auf Antrag des Verka1rs-Arbeitsinspekto­
rates den erforuerlichen Untersuchungen besondere 
Sachverständige beizuziehen. In Fallen, die keinen 
Aufschub gestatten, sind die Verkehrs-Arbeitsin­
spffitoren unter' gl eichzeit iger Verstandi gung der 
zustandigen Verv/altungsbehörden berechtigt, Sach­
verstandige beizuziehen. 

Anhörung des Verkehrs-Arbei ts i nspektorates 

§ 11. (1) Die Ven'laltungsbehörden haben in Sachen, die den 
Schutz der Arbeitnehller berühren, den Verkehrs­
Arbeitsinspektorat vor Erlassung des Bescheides 
Gelegenheit zur Äu/3erung und Antragstellung zu 
~ben. Das Verkffirs-Arbeits i flspektorat ist be­
rechtigt, an den Emlittlungsverfahren teilzunehren; 
es ist zur TeilnahllE an der nundlichen Verl1andlung, 
die in den Ennittlungsverfahren stattfindet, zu 
1 aden. Hat das Verkehrs-Arbeits i nspektorat an der 
Verhandlung nicht teilgenolllen, so sind ihm die 
Verhandlungsakten auf Verlangen, das binnen zwei 
~~ochen nach den Vemandl ungs tage gestell t vJerden 
kann, vor Erl assung des Bescheides zur Stellung­
natm~ zu übemlitteln. Das Verkehrs-Arbeitsin­
spektorat hat seine Stellungnahlre ohne Verzug, auf 
jeden Fall jedoch vor Ablauf von zwei ~hen, unter 
Rückstellung der Vert1andlungsakten abzugeben. 

Zuzlehung von Sachvon,lnndigcll 

§ 10. Wenn nach Ansicht eines Verkoehrs-Arbcilsinspektors die 
Gesundheit der Dienstnehmer eines Betriebes durch die Art ihrer 
Verwendung. durch ein Betriebsverlahren oder durch eine 
Betriebseinrichtung gefährdet erscheint. hat die zuständige 
Verwallungsbehörde auf Antrag des Verkt::hr$-Arbcitsinspektors 
den erforderlichen Untersuchungon besondere Sachverständige 
beizuziehen. In Fällen, die keinen Aufschub gestalten, sind die 
Verkehrs-Arbeitsin:ipektoren unler gleichzeitiger Verständigung 
der zuständigen Verwaltungsbehörden berechtigt, Sachverstän­
dige beizuziehen. 

Anhörung des ßundef;ffiinisieriuOls tür Verl(üh. und Elcktrizitäts-
wirlschn 11, V ari<ehis-Arbeitsillspeklora I 

§ 11. (1) Die Verwaltungsbehörden haben in Sachen, dio den 
Schutz der Dienstnehmer berühren, dom Bundesmini!iterillffi für 
Verkeilr und Elektrizitätswirtschaft, Verkehrs-ArlJeitsinspektorat. 
vor Erlassung eines B~scheides Gelegenheit zur Äußerung und 
AntragsteIlung zu geben. Das Bunde~minisierium tür Verkehr 
und Elektrizilütswirlsshaltl Verlwhrs-Arbcitsinspoktorat, ist 
berechtigt, an dem Ermittlungsverfahren tuilzwlühmcn: es ist 
zur' Teilnahme an der müntilichen Verhandlung, die in dem 
Ermi"ttlungsverfahren slattfindet, zu laden. Hat das Bundesminisle­
rium für Verkehr und Elektrizitätswirtschalt, Vorkchrs-Arbeilsin­
spoktorat, an der Verhandlung nicht teilgenommen. so sind ihm die 
Verhandlungsakten auf Verlangen, das binnen zwoi Wochen nach 
dem Verhand!ungstage gestellt werden kann, vor Erlassung des 
Bescheides zur Stellungnahme zu übermitteln. Das Bundesmini­
sterium für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft, Verkehrs-Arbeits­
inspektorat: hai seine Stellungnahme ohne Verzug, auf jeden Fall 
jedoch vor Ablauf von zwei Wochen, unter Rückstellung dar 
Verhandlungsakten abzugeben. 

"~-'''''' 
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(2) Wi rd ehn Vorschriften ehs Abs. 1 im Verfahren 
erster Instanz nicht entsprodlen. so hat im falle 
ehr Berufung die Berufungsbehörce vor Erlassung 
ihres Bescheides die htßerung und Antragstellung 
d=s Ve rl<.eh rs-Arrei ts i /"Epektorates ei nzum len. 

(3) Für die Kosten, die clan Verkehrs-Arreits-"" 
lr"Epektorat durch die TeilnahlE am Ennittlungs­
\!erfahren auf3erhal b d=s Oieffitsitzes erwachsen, 
sind von ehn di e Antshandl ung fLihrenchn 
Verwaltungsbehöm:n KOimissioffigebühren gern. § 77 
(5) AVG ei nzuheben. 

Berufung des Ve rkehrs-Arreits i n:;fEktorates 

§ 12. (1) In chn nillen cer §§ 8 Abs. 3, 9 Abs. 1 und 11 
Abs. 1 steht dan Verkehrs-Arreitsiffir-ektorat, so­
fern eine ßerufung nicht ausgeschlCl3sen ist, 
g;gen Bescheide de r zus tärui gen Ve nl/a 1 tungsbe­
hörcen die Berufung zu, \'.enn (er Bescheid den van 
Verkehrs-ArreitsiffifEktorat gestellten Antrag 
oehr ehr abgegebenen Stellunglah"IE nidlt ent­
spricht. Dan Verkehrs-Arteitsiffip2ktorat steht in 
cen Fallen d=s § 11 Abs. 1 die Berufung auch amn 
zu, \'.€nn ihn vor Erlassung des Bescheides nicht 
Geleg=rtleit zur Äßerung und Antragstellung ge­
geben \'.urce. 

(2) Gegen Bescheide von Verwaltungsbehörden, die in 
letzter Instanz erglngen sind, ist rus Verkehrs­
Arbeitsiffip:ktorat berechtigt, \..egen Recht~'lidrig­
keit Besm.erde an cen Verwaltungsgerichtshof zu 
erhclJen. 

;j ......... ~:..;~ J",';' ••. _ ~ _ • ..;.. J: • .,. __ ~_. __ ,, ____________________ _ 

(2) Wird den Vorschriften des Abs. 1 im Verfahren erster Instanz 
nicht entsprochen. so hat im Falle der Berufung die Berufungsbe­
hörde vor Erlassung ihres Bescheides die Äußerung und 
f.nll'~T"I'JlIlIng dr:s OUIll!e:;minif,lerilims für VOlkt:IH und Elektri-
2.1 al ~w II! schaf I, Verlwl) rs-Artwi Isinspel< lor 31. nillluholon. 

(3) Gin Kosten, die dem Bundosministerium für Verlwhr und 
Elüktrizitäts\'JirISchaflJ Verkol1rs-Arbcilsinspektorat, durch die 
Entsendung von Amtsorganen zu den mündlichen Verhandlungen 
gemäß Abs. 1 erwachsen, sind von den die Amtshandlung 
fuhrendün Verwaltunasbehörden als Oarauslagen im Sinne der 
§§ 76 Abs. 1 und 77 Abs. 5 des Allgemeinen Verwallungsverfah- " 
rensgesetzes 1950, BGBI. Nr. 172/1950, zu behandeln. 

Berutung des Bundesministeriums für Verkehr und Elektrizitäts-
wirtschaft/ Verkehrs-Arbeitsinspektorat 

§ 12. In den Fällen der §§ 8 Abs. 3, 9 Abs. 1 lind 11 Abs. 1 steht 
dem Bundesminislerium für Verkehr und Eleklriziliitswirtschillt, 
Verkehrs-Arbeilsinspektorat, svfern eine Berufung nicht ausge­
schlossen ist, gegen den Bescheid der zustiindiaen Verwallungs­
behörde 1. Instanz die Berufung zu, wenn dor Bescheid dem vom 
Bundesministerium für Verkehr und Eleklrizitätswirtschaft, 
Ve'kehrs-Arbeitsinspektorat, ~iCslelllon Antrag oder der abgogebG­
nen Stellungnahme nichl entspricht; unter den gleichen Voraus­
setzungen steht dem Bundesminisl€!riuOl für Vorl,ohr und 
Elektrizitätswirtschaft, Verkehrs-Arbeitsir.st1cl,lorCit. das Recht 
der Berufung auch geg(;n Bescheide der Verwallungsbehörden 
2. Instanz zu. Dem Bundesminislerium für Verkehr} und Elektrizi-
tätswirtschaft, Verkehrs-Arbeitsinsp~kto(at. steht in den Fällen· 
des § 11 Abs. 1 die Berufung auch dann zu, wenn ihm vor 
Erlassung. des Bescheides nicht Gelegenheit zur Äußerung und 
AntragsteIlung gegeben wurdo. 
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Ve rfahrer6soncErbest lnllIungen 

(1) Das Verfahren res Verkehrs-Arreitsir6~ktorates 
hi r6idltlidl cEr Pa;t- um Telegraphenverwaltlllg 
dchtet sich nadl ren gelterden Dier6tvoY'- " 
schriften. Oie Vorschrift res § 9 Abs. 3 erster 
Satz firdet An • .erdung. . 

(2) Bei cEr Erlassung ocEr ÄncErung IJOn Dier6tlJOr-­
schriften, die ren Art:eitnehlerschutz berühren, 
ist daß Verkehrs-Arteitsir6pektorat Gele~rheit 
zur htßerung und Antragstellung zu geben. 

Redltsh i 1 fe 

§ 14. (l) Alle ßäö~n und die gesetzlichen Interesseruer-­
tretungen cEr Arteitgeber um Arreitnehner haren 
dls Verkehrs-Arteitsir6~ktorat bei ErfLillung 
seiner Aufgab:n zu unterstützen. Sie siru \er-­
pflichtet, alle Anfragen des Verkehrs-Arreits­
ir6pektorates un\erzüglich zu teanv.'oOrten. 

(2) Oie zustärdigen ßehörren sird verpfl idltet, das 
Verkehrs-Arteitsi nspektorat von Neterrichtun~n 
IJOn Betrüben, auf die dieses Bundesgesetz An­
\'.errlung fincEt, UIU von jenen Veranrerun~n in 
solchen ßetriEben, die fur d:n Arreitnemerschutz 
von BedaJtung sird, zu verstandigen. 

(3) Oie zur \-Iahrung rer öffentl ichen Sicherheit be-
. rufenen ßerord2n s irri ve rpfl i d\tet, jeren i t1ren 

zur Kenntnis gelarrjten Scllw'ieren ocEr tödlidlen 
Artdtsunfall in ßetrieeen, auf die dieses ßund=s­
gesetz J\n;.erdung firdet, oon Verkehrs-Arreits­
ir6pektorat unverzügl ich anzuzeigen. 

Verfahrenssondcrbestimmunf)cn 

§ 13. Das Verfahren des Bundesministeriums für Verkehr- und 
Elektrizilät~wirlschaft, Verkehrs-Arbeitsinspoktorat, hinsicl'itlich 
der Osterreichischen Bundesbahnen und der Post- und Telegra­
phenverwaltung richtel sich nach don bestehenden Dienstvor­
schritten. Die Vorschrift des § 9 Abs. 3 erster Satz findet 
Anwendung. 

Rechtshilfe 

§ 14. (1) Alle Behörden und die gesetzlichen Interessenverlretun­
gen der Dienstgeber und Dienslnehmer haben das Bundesministe­
rium für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft, Verkehrs-Arbeilsin­
spektoral, bei Erfüllung seiner Aufgab.:n zu unterstützen. Sie sind 
verpflichtet, alle Anfragen des Bundesministeriums für Verkehr 
und Elektrizitätswirtschaft, Verkehrs-Arbeils~nspektorat, unver­
züglich zu erledigen. 

. (2) Die zuständigen Behörden sind verpflichtet. das Bundesmini­
sterium für Verkehr und Eleklrizitätswirlschaft l Vürkehrs-Ar­
beitsinspektorat, von Neuerrichtungen von Betrieben, auf die 
dieses Bundosgesetz Anwendung findet: und von jenen Verände­
rungen in solchen Betrieben, die für den Dienstnehrnerschutz von 
Bedeutung sind, zu verständigen. 

(3) Dio zur Wahrung der öffentlichen Sicherheit berufenen 
Behörden sind verpflichtet, jeden ihnen zur Kenntnis gelangten 
?chweren oder tödlichen Arbeitsunfall in Betrieben, aut die diese:> 
Bundesgesetz Anwendung findet, dem Bundesministerium für 
Verkehr und Elektrizitätswirtschaft, Verkehrs-Arbeitsinsnoktorat, 

unverzügll~h anzuzeigen. 
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(4) Di e Kapitäne IJOn Seesch i ffen si rri \e rpfl i chtet, 
alle sctMeren ü<Er tödlichen ArteitslIlfalle auf 
Sch i ffen, (ljf öi e di eses BUl1CEs~setz ~rriung 
firnet, dan Verkehrs-ArI::€itsiIDp:ktorat unverzüg-
1 im anzuzei~n. 

Zusamrenarteit mit den Trägem 
ci:! r Sozi al \e rs i dIe rurYJ 

§ 15. (1) Die Träger der Sozial versicherung haben das Ver'­
kehrs-Arteitsimpektorat bei ci:!r ErfLillung seiner 
Aufgaben zu unterstützen. 

(2) Die Träg2r cEr Unfall versidlenJrlg sind \er'-
pfl iehtet, das Verkehrs-ArI::€itsimp:ktorat von 
Unfallen grd3eren AusnaP...es unverzügl im zu 
benamrichtigen und ihn Einsicht in die Anzeigen, 
Krankeng:schidlten und and:re Unterlag::n zu ge­
Wihren. Die Sozialversidlerungsträg:r Silll ver'­
pflidltet, ms Verkehrs-Arreitsimpektorat wn 
den Untersuchungen, die sie über Berufser'­
krarkung:!n affitellen, zu ve rständi g::n. 

(3) Das Verkehrs-Arreitsiffip:ktorat hat in ~elegen­
heiten d:s Art~itnehflersdlutzes, insbesond~re der 
Unfallverhütung, auf ständige Zusallllenarteit mit 
den in Betradlt kawencEn Trii92m der Sozial \er'­
sicherung Blxlacht zu nehlen. 

(4) An Betriebsbesichtigun92n (ES Verkehrs-Arreits­
iffip:ktorates haben sich die Träger der Sozi al­
\ersicherung cuf Verlang:!11 (ES Verkehrs-Arreits­
imp:ktorates nam Tunlichkeit durdl Entserdung 
IJOn facli<undig:!n Orgmen zu beteili92n. Die 
Kosten, die aus der TeilnalllE an solchen Betriros­
besidltigung:!n erwachsen, sirri 'vü(l ci:!n Träg;m 
der Sozi al vers icherung zu tragen. 

Zusammenarbeit mit den Trägern der Sozlaillersicherung 

§ 15. (1) Die Träger der Sozialversicherung haben das 
Bundesminislerium für Verkehr und Eloktrizitütswirtschait, 
Vorlwhrs-Arbeilsinspektorat, bei der Erfüllung seiner Aufgaben zu 
unterstützen. 

(2) Die Träger der Unfallversicherung sind verpllichtet, das 
Bundesministerium für Verkehr und Elektrizitätswirtschaf~ 
Verkehrs-Arbeilsinspeldorat. von Unfällen größeren Ausmaßes 
unverzüglich zu benachrichtigen und ihm Einsicht in die Anzeigen, 
Krankengeschichten und andere Unterlagen zu gewät-,ren. Die 
Krankenkassen sind verpflichtet, das Bundesmillisterium tür 
Verkehr und Elektrizitätswirtschaft, . Vürkehrs-Arbeitsinspektorat, 
von den Ergebnissen der Untersuchungen, die sie über 
Berufserkrankungen anstellen, zu verständigen. 

(3) Das Bundesrninisterium für Verkehr und Elel<trizität~wirt­

schall, Verkehrs-Arbeilsinspel<torat, hat in Angelegenheiten des 
Dienslnehmerschutzes. insi)osondero der Unfallverhülung, auf 
ständige Zusammellarbeit fIlit den in Belracht kommonden Träaern 
der Sozialversicherung Be:dachl zu nehmon. 

(4) An Belriebsbosichtigungen des Bundesminisleriums für 
Verkehr und Elektrizitätswirtschaft, Vcrl<chrs-Arboilsinspektora­
tE:S, hnben sich dio Trüger der Sozialversicherung auf Verlangen 
des Bundesministeriurns tür Verkehr und Elektrizitätswirtschaft, 
Verlwhrs-Arbeitsinspektorötes, nach Tunlichkeil durch Entsen- . 
dung von fachkundigen Organen zu beteiligen. Die Kosten, die aus 
der Teilnahme an solchen Betriebsbesichtigungen orvJachsen, sind 
von den Tragern der Soziaillersicherung zu tragen. 
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(5) Oie Trä~r cer Soziahersidlerung können reim Ver­
kehrs-Arrei ts i rfi p:kto rat di e Vomahre von Be­
triebsbesidltigung=n teantrag;n. \·.enn nadl ihrer 
Ans icht in ei n(1O Betri Ei> ~1aßnalm:!n im Interesse 
eines \1i rksanen tesund1eitssdlutzes oCEr cer Un­
fallvelhütung erforcErlich erscheinen. Zu sol dien 
ßetriebsbesid1tigun~n hat ws Verl<ehrs-Al'"h:its­
iffip:ktorat Organe des antraeJstellerden Trägers 
cer Sozi al V€rsidlerung reizuziehen. Das Verl<ehrs­
Arteitsin:;p:ktorat ist verpflidltet, innerhalb 
von z\Ei ~Jodlen nadl Einlang;n cEs Antrages ces 
Sozialversidlerungstragers cEn Zeitplllkt der ße­
tri ebsbes idlt igung festzu leg;n. 

§ 16. Organe von Trtigern rer Sozial versidlerung, die an Be­
triebsbesidltigung:n (§ 15 Abs. 4 und 5) teilnehnen, 
lllterli8..jen der den Verkehrs-Al'"h:itsiffip:ktoren auf­
erlegten Verschwie~lileitspfl idlt (§ 18). Die Straf­
reStinJlUlgen res § 21 ~lten sinrgmiCiß. 

ßeridlte 

§ 17. ~r Bundesnrinister fur öffentlidle Wirtschaft und 
Verkehr hat dan National rat alle z\Ei Jahre eiY1en 
Bericht über die Tatigkeit und die Wahmehlwgen res 
Verkehrs-Art:eitsins~ktorates auf den ~biet cEs 
Al'"h:itnehlerschutzes vorzulegen. 

BesoncEre Pfl idlten cer Verkehrs-Al'"h:itsinspektoren 

§ 18. (1) Die Verkehrs-Al'"h:itsiffirx;ktoren sird ver'-
pfl ichtet, über alle ihnen 001 Ausübung ihres 

(5) Die Träger der Sozialversicherung können boim Bundnsmini­
sterium für Vorkehr und Elcktrizili:iiswirtschalt. Verkehrs-Arbeits­
inspektorat, die Vornahme von ßetriob~besichligunfJnn beantra­
gen, wenn nach ihrer Ansicht in einem Betrieb MaBnahrnen im 
Interesse eines wirksamen Gosundheilsscllutzes oder der Unfall­
verhütung erforderlich erscheinen. Zu solchen Betriebsbesichti­
gungen hat das Bundesminisierium für Verkehr und Elektrizi@s­
wirtSChaft. Verlwhrs-/l.rbeitsinspel(\ornt, Organe des antrag~~el­
lenden Trägers dor SGzialVi.~rsicherung beizuziehen. Das BUndGS­
ministerium für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft. V(Jrkehr$-Ar­
beitsinspektorat, ist verpflichtet, innerhalb von zwei Wochen nach 
Einlangen des Antrages des Sozialvf:fsicherungsträgQrs den 
Zeitpunkt der Betriebsbesichtigung festzuleuen. 

§ 16. Organe von Trägern dor Sozialversichp'fung, die an 
Betriebsbosichligungen (§ 15 Abs. 4 und 5) teilnehmen, untorlie­
gen der den Verkehrs-Arbeilsinspektoren f.iUl0rleglen Vefschwie­
genheitsptlicht (§ 18). Die Strafbestimmungen des § 21 gelten 
sinngemäß. 

Berichte 

I 

'C 

~ ~: 
" 

. ~ I. 

§ 17. Der Bundesminister für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr hat dem Nationalrat 
alle ~wei Jahre einen Bericht liber die TUtig- , 
keit und die Wahrnehmungen des Verkehrs­
Arbeitsinspektorates auf dem Gebiet des Dienst-: 
nehmerschutzes vorzulegen. 

Besondere PfllcMcn der Verkehrs-Arbeilsinspekturen 

§ 18. (1) Die Verkehrs-Arbeitsinspektoren sind verpflichtet, über 
. alle ihnen bel Ausübung ihres Dienstes bekanntgewordenen 

.. ' 
'. 
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Dleffites bekanntge.'vÜ~nen ~sdläfts- um Be­
triEbs~heillnisse, insbesomere über die ihnen 
als g:tJeilil bezeid1neten Einrichtung=n, Ver­
fahren und Ei gentürnl i dlke i ten (~r Bet ri ffie, 
strengste Verschwieg=rYleit zu teobad1ten. An 
di ese Ve rselMi egerhe itspfl icht, de ren E rfLi 11 ung 
die Verkehrs-Arb2itsinspektoren zu geloben haben, 
sim sie auch im Verhaltnis außer Dieffit. illl Ruhe­
stan::l savie nadl Auflösung <Es Dienst~rhält-
ni sses g=bunden. 

(2) Die Verkehrs-Arb2itsiffil~ktoren haben die QLelle 
je<.Er Besdll·.erde über besteheme M:ingel ocEr über 
eine Verletzung der gesetzlid1en Vorschriften als 
unbedingt ~rtraulidl zu behandeln um dürfen 
\'L>der chn Leiter des BetriEbes (der Dienststelle) 
nodl seinen Becuftragten andeuten, daß eine Be­
sichtigung durdl eine Bescllr/erre veranlaßt won:len 
ist. 

§ 19. Die Verkehrs-Arb2itsiffifEktoren dürfen ein Unter>­
net-uren, das cEr Verkehrs-Arb2itsinspektion unter­
liegt, \'.€der auf eigene noch auf franE Redmung be­
treiben nodl an einen sol dlen Untemehren beteil igt 
sein. 

St rafbes t illnungen 

§ 20. (1) ~Jer vorsätzlidl die Or<j1ne des Verkehrs-Arreits­
ins(X!ktorates in der Ausübung ihres Dieffites be-
h i ncE rt od; r di e E rfLill UI1<J ihre r Aufgaben ~ r­
eitelt, ist, ~nn die Ilamlung niel1t einer 
streng=ren Strafe unterliegt. von der Bezi rks~r>­
~ltungsbeljjrde mit Celd bi s zu S 15.(0).-- zu be­
strafen. 

Geschä/ts- und Betriebsgeheimnisse, insbesondere über die ihnen 
als geheim bezeichneten Einrichtungen, Verfahren und Eigentüm­
lichkeiten der Betriebe, strengste Verschwiegenheit zu beobach­
ten. An diese Verschwiegenheilspflicllt, deren Erfüllung die 
Verkehrs-Arbeitsinspektorell zu geloben haben, sind sie auch im 
Verhältnis außer Dienst. im Ruhestand sowie nach Auflösung des 
Dienstverhältnisses gebunden. 

(2) Die Verkehrs-Arbeilsinspektoren haben die Quelle jeder 
Beschwerde über bestohunde Mängel oder über eine Verletzung 
der gesetzlichen Vorschriften als unbedingt vertraulich zu 
behandeln und dürfen weder dem Leiter des Betriebs (der 
Dienststelle) noch seinem Beauftragten andeuten, daß· eine 
Besichtigung durch eine Beschwerde veranlaßt worden ist. 

§ 19. Die Verkehrs-Arbeitsinspektoren dürfen ein Unternehmen, 
das der Verkehrs-Arbeitsinspektion unterliegt, weder auf eigene 
noch auf fremde Rechnung betreiben noch an einem solchen 
Unternehmen beteiligt sein. 

Stralbestimmungcn 

§ 20. (1) Wer vorsätzlich die Organe des Bundesministeriums für 
Verkehr und Elektrizitätswirtsc'hafl, Verkehrs-Arbeitsinspektora­
tes, in der Ausübung ihres Dienstes behindert oder die Erfüllung 
ihrer Aufgaben vereitelt, wird, wenn die Handlung nicht einer 
strengeren Strafe unterliegt, von der Bezirksverwaltungsbehöro<.l 
mit Geld bis zu 3000 S oder mit Arrest bis zu sechs Wochen 
bestraft. Beide Strafen, Können auch nebeneinander verhängt 
werden. 
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(2) ~'er die Verpflichtung nach § 7 Äbs. 3 dieses 
cesetzes, clan Verkehrs-Arreitsir6!=ätorat auf Ver-­
lang:n Auskunft nadl dieser Be:;tilffilUng zu geren, 
nicht entspricht, ist von der Bezirksven>Gltl:ll1gs­
beoorde mit Geld bis zu S 15.000,-- zu be:>trafen. 

(3) Die Vorschriften des Abs. 1 finJen in den im § 8 
Abs. 4 g:nannten Betrieren keine Arrv.erx:lung. 

Ein Organ des Verkehrs-Arreitsir6J:€ktorates, das 
\'.ehrerrl cer Dat.er seines Dier6t\€lhaltnisses (Huhe­
stardsverhaltnisses) 002r nadl AuflöSLf)g des Dier6t­
,\€rhältnisses ein ihn bei Ausübung cEs Dier6tes 
Ixtanntge'r',oruenes oder al s soldles bezeichnetes 
Gesdlafts- oder Betriebsg:heümi s \erletzt ocEr es 
zu seiooll oder eines arderen Vorteil verv.ertet, wi rd 
nadl d!n strafredltlichen Be:;timllung:n \erfolgt. 

Sd1lli3bestionUTlgen 

§ 22. Oi e G::nelmigung von Ausnal1len von cEn be:>tehel'l<:En 
A!"OOitszeitvorschriften obliegt clan Verkehrs-A!"OOits­
i f6pektorat. 

At..ßerkrafttreten von Vorschriften 

§ 23 Hit dan Inkr'aftreten dieses Gesetzes tritt das Ver­
kehrs-Art.eitsir6t=ektior6g:setz 1952 in der FassLf)g der 
BUn<:Esg=setze Vffil 13. t1:irz 1957, Bffi1.Nr. 80, van 
30. Ivlai 1972, Bffil.Nr. 234, von 19. t1:irz 1981, 

(2) Die Vorschritten des Abs, 1 finden in den im § 8 Abs. 4 
genannten Betrieben keine Anwendung, 

§ 21. Ein Organ des Bundesministeriums tür Verkehr und 
Elektrizitätswirtschall, Verkehrs-A'rbeitsinspektorates, das wäh­
rend der Dauer seines Die.)stverhällnisses (RuhestandsverhäHnis­
ses) oder nach AUflösung des Dienstverhältnisses ein ihm bei 

AU!;L:bung des Dienstes bekanoigcviordenes oder als solches 
b.::,zcichnetes Geschäfls- oder Betriebsgeheimnis verletzt OUt)r es 
zu seinem oder eines anderen Vorteil verwertet, wird, wenn die 
Handlung nicht nach einem anderen Gesetz einer strengeren 
Bestrafung unterliegt, von den Gerichten wegen Vergehens mit 
Arrest von drei Monaten bis zu zwei Jahren bestraft. 

Schlußbestimmunfjen 

(§ 22 außer Kratt gesetzt gemäß BGßI. Nr.234/1972.) 

§ 23. (1) Dia Genehmigung von Ausnuhmen von den 
bestehenden Arbeitszeitvorschriflen obliegt dem Bundesminista­
rium für Verkehr und Elektrizitätswirtschatl

l 
,Verkeh,s-Arbeitsin­

spoktorat. 

(2) Soweit nach den gellenden Untallverhütungsvorschrilten den 
Berufsgenossenschaften d<.as Recht der Bewilligung von Ausnah­
men oder sonstige Befugnisse zustehen, gehen diese auf das 
Bundesministerium für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft, Ver­
kehrs-Arbeitsinspektorat, über. 
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BGBl.Nr. 174 uni van 8. NovaJ~r 1984, Bffil.Nr. 449 
außer Kraft. 

Vo 11 zi ehLl19 

§ 24 Mit <Er Vollziehu~ dieses BuncEsgesetzes ist <Er 
Bundesminister fur öffentliche Wirtschaft und Verkehr 
t:.etraut. 

Vol/ziahung 

§ 24. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist das 
. Bundesministerium tür Ve.rkehr- und Elektrizilätswirtscnaft, 
betraut. 
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